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1. Anlass, Ziele und Zweck der Planung (§ 1 BauGB)

Der Kreistag des Burgenlandkreises hat 2017 die Anpassung des Verkehrskonzeptes beschlos-
sen, da dieses nicht mehr zeitgemäß war. Am 12 Dezember 2018 wurde die Fortschreibung des
Nahverkehrsplanes des Burgenlandkreises für den Zeitraum 2019 – 2029 beschlossen und der
Landrat mit seiner Umsetzung sowie der Umsetzung des „Zukunftssicheren ÖPNV-Konzeptes
2020 für den Burgenlandkreis“ beauftragt.

Gegenwärtig wird an der weiteren Konkretisierung und Umsetzung des neuen Konzeptes gearbei-
tet, welches bis Mitte 2020 in Betrieb gehen soll. Der Überlandverkehr und der Stadtverkehr wur-
den besser aufeinander abgestimmt und es werden alle Ortschaften mit besserer Taktung ange-
bunden.

Hinzu kommt die Optimierung der Umsteigezeiten, die bisher oft entweder zu kurz waren oder die
Wartezeiten zu lange.

Im Ergebnis dieses Konzeptes wird es einen zentralen Knotenpunkt geben von dem aus ein stern-
förmiges Liniennetz in alle Richtungen führt. Dieser Knoten soll an der L 190 zwischen Pretzsch
und Osterfeld unmittelbar am Pretzscher Weg liegen. Dieser Standort liegt etwa mittig zwischen
Weißenfels, Zeitz und Naumburg und bietet damit optimale Voraussetzungen als Verteilungskno-
ten. Er ermöglicht es künftig in alle Richtungen mit optimierten Umsteigezeiten das Busnetz zu
nutzen und macht es damit attraktiver und benutzerfreundlich. Die Schnittstelle soll von bis zu 7
Linienbussen gleichzeitig angefahren werden können.

Am geplanten Standort sind bereits eine Wendeschleife und eine Bushaltestelle vorhanden, die
mit in die Schnittstelle eingebunden werden.

Zum heutigen Zeitpunkt befinden sich hier bereits eine 2018 in Betrieb gegangene Buswende-
schleife und eine Bushaltestelle mit Wartehäuschen.
Pretzsch gehört seit dem 01.01.2010 zur Gemeinde Meineweh.
Die Gemeinde Meineweh hat die Planungshoheit in ihrem Gemeindegebiet, befürwortet das Vor-
haben auch im Interesse der Ortsteile und führt aus dem Grund auch das Verfahren zur Baurecht-
schaffung für die geplante Busschnittstelle.

2. Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Das Plangebiet liegt in der unmittelbaren Umgebung der Autobahn – Anschlussstelle Naumburg
(Nürnberg – Halle/Leipzig – Berlin), der B 180 Egeln – Aschersleben – Hettstedt – Eisleben –
Querfurt – Naumburg – Zeitz – Altenburg und der L 190. Diese sehr guten überregionalen Ver-
kehrsanbindungen bilden eine der Voraussetzungen für den Standort der Schnittstelle.

Der Geltungsbereich liegt als „Dreiecksfläche“ zwischen der L190 und der Erschließungsstraße
des B-Plan Nr. 2 (hier Zufahrtsstraße zum Parkplatz Kaufland) sowie einem Feldweg (Pretzscher
Weg) in Richtung Ortslage Pretzsch.
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Der räumliche Geltungsbereich umfasst Teile der Flurstücke: 35; 36; 39 und 119 in der Gemarkung
Pretzsch, Flur 2.

Der Bebauungsplan umfasst eine Fläche von ca. 3740 m² und überlagert Teilflächen des B-Plan
Nr. 2 „Industriegebiet Sachsen-Anhalt Süd an der B180/ L 190“.

Im nördlichen Teil des Plangebietes stehen nur vereinzelt Obstbäume.

2.1. Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird wie folgt begrenzt:

· im Norden durch öffentliche Verkehrsflächen (Wirtschaftsweg/ Straßenverkehrsfläche im
Industriegebiet „Sachsen-Anhalt Süd“,

· im Süden durch eine Grünfläche,
· im Osten durch Flächen des Industriegebietes „Sachsen- Anhalt Süd“,
· im Westen durch den Wirtschaftsweg und daran angrenzende landwirtschaftliche Nutzflä-

chen.

3. Planverfahren

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt gemäß §§ 1 – 4 und §§ 8,12 Baugesetzbuch
(BauGB).
Die nachfolgende Tabelle enthält die Eckdaten des Verfahrensablaufes

05.02.2019 Aufstellungsbeschluss
19.06.2019 Bekanntmachung im Amtsblatt
28.05.2019 Beschluss über den Vorentwurf
27.06. – 31.07.2019 Frühzeitige Bürgerbeteiligung durch öffentliche Auslegung
19.06.2019 Bekanntmachung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung
05.06. – 12.07.2019 TÖB – Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB
August/ September Zwischenabwägung und Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
September Bekanntmachung im Amtsblatt
Oktober Öffentliche Auslegung

Oktober TÖB-Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB
Dezember Abschließende Abwägung
Dezember Satzungsbeschluss
Januar 2020 Bekanntmachung

Kursiv – geplante Termine

4. Übergeordnete Planungen und planungsrechtliche Situation

Die Bauleitpläne sind gemäß BauGB den Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupas-
sen.

Aus dem Landesentwicklungsplan sind die Ziele der Raumordnung zu übernehmen, soweit erfor-
derlich, näher festzulegen und zu ergänzen und daraus die regionalen Programme zu entwickeln.
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Die regionalen Entwicklungsprogramme bilden die Grundlage für die Entwicklung der Kreise und
Gemeinden.

4.1. Übergeordnete Planungen
4.1.1. Landes- und Regionalplanung

· Landesentwicklungsplan (LEP)

Die Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt vom
16.02.2011 wurde am 11. März 2011 im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Sachsen-
Anhalt (GVBl. LSA Nr. 6/ 2011, S. 160) verkündet und ist gemäß § 3 am Tag nach der Verkündung
(12.03.2011) in Kraft getreten (LEP 2010 LSA).

Dieser schreibt für das Plangebiet keine nachhaltigen Ziele der Raumentwicklung fest.

· Regionaler Entwicklungsplan (REP Halle)

Der Regionale Entwicklungsplan 2010 basiert noch auf dem Gesetz über den Landesentwicklungs-
plan des Landes Sachsen-Anhalt vom 23.08.1999 LEP-LSA (GVBl. LSA S. 244), zuletzt geändert
durch § 2  des Gesetzes vom 19.10.2007 (GVBl. LSA S. 466) und nicht auf die VO über den
Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP 2010 LSA) vom 16.02.2011
(GVBl. LSA Nr. 6/2011, S. 160).

Vor diesem Hintergrund hat die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft
(RPG) Halle mit Beschluss-Nr. III/07/2012 beschlossen, den REP Halle fortzuschreiben und an
den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt anzupassen. Die Bekanntma-
chung der allgemeinen Planungsabsichten der RPG Halle erfolgte für den Burgenlandkreis in den
Ausgaben der Mitteldeutschen Zeitung am 11.04.2012.

In der Beratung der Regionalversammlung am 23.01.2014 hat diese beschlossen (Beschluss-Nr.
01-2014), die Fortschreibung der Grundsätze und Ziele der Raumordnung des REP Halle (Zentrale
Orte, Sicherung und Entwicklung der Daseinsvorsorge, großflächiger Einzelhandel) entsprechend
Kapitel 2 des LEP 2010 LSA vom laufenden Fortschreibungsverfahren abzutrennen.

Am 22.04.2014 fasste sie dazu den Beschluss Nr. III/04/2014, den Sachlichen Teilplan „Zentrale
Orte, Sicherung und Entwicklung der Daseinsvorsorge sowie großflächiger Einzelhandel“ für die
Planungsregion Halle gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 Raumordnungsgesetz (ROG) aufzustellen. Die
Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten der RPG Halle erfolgte für den Burgenland-
kreis in den Ausgaben der Mitteldeutschen Zeitung am 11.06.2014.

Der 3. Entwurf des Sachlichen Teilplans „Zentrale Orte, Sicherung und Entwicklung der Daseins-
vorsorge sowie großflächiger Einzelhandel“ in der Planungsregion Halle mit Umweltbericht lag vom
05.11.2018 bis zum 10.12.2018 öffentlich aus. Darüber hinaus erfolgte eine online-Beteiligung.
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Gemäß REP 5.1.3.2.2.Z liegt die Verbandsgemeinde im ländlichen Raum außerhalb des Verdich-
tungsraumes mit relativ günstigen Entwicklungspotentialen.

Ziel dieser Festlegung ist es, zur Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Landestei-
len das System Zentraler Orte weiter zu entwickeln (Z5.2.1.REP). Im System der zentralen Orte ist
die Stadt Osterfeld als Grundzentrum eingestuft.

Diese dienen der Konzentration von Einrichtungen der überörtlichen Grundversorgung mit Gütern
und Dienstleistungen sowie der gewerblichen Wirtschaft und sind zu sichern und zu entwickeln (Z
5.1.18 REP).

Der Industrie- und Gewerbestandort Sachsen-Anhalt Süd (Osterfeld, Unterkaka, Pretzsch) ist als
regional bedeutsamer Standort für Industrie und Gewerbe festgelegt (Z 5.5.1.3. REP).

Die geplante Busschnittstelle hat keine Auswirkungen auf die Ziele der Raumordnung. Im Hinblick
auf den Gewerbestandort Sachsen- Anhalt Süd wird ein positiver Aspekt erwartet. Das Gebiet er-
fährt damit aus allen Richtungen des BLK eine sehr gute Anbindung durch den Personennahver-
kehr, was wiederrum den Standort als Arbeitsplatz interessanter macht.

4.1.2. Flächennutzungsplanung

Die Verbandsgemeinde Wethautal verfügt über einen Teilflächennutzungsplan für das Gemeinde-
gebiet der ehemaligen Gemeinde Pretzsch. Die aktuellen Flächenausweisungen stehen der ge-
planten Entwicklung teilweise entgegen. Daher erfolgt parallel zur Aufstellung dieses Bebauungs-
planes die Änderung des Teilflächennutzungsplanes.

4.2. Sonstige Planungen (§ 1 Abs. 6 Nr. 11, sowie §§ 136 bis 179 BauGB)

Der Geltungsbereich des B-Plan Nr. 9 überlagert eine Teilfläche des Bebauungsplan Nr. 2 der
ehemaligen Gemeinde Pretzsch „Industriegebiet Sachsen-Anhalt Süd“. Hiervon sind Grünflächen,
die Straßenverkehrsfläche und eine kleine Industriebaufläche betroffen, da auch die vorhandene
Bushaltestell mit in den B-Plan einbezogen wird.

Südlich der L 190 befinden sich weitere Industrie – und Gewerbegebiete die zum Gewerbestandort
„Sachsen-Anhalt Süd“ gehören.

4.3. ÖPNV- Konzept 2020 und Nahverkehrsplan  BLK 2019-2029

Der Burgenlandkreis, die Mitteldeutsche Verkehrsverbund GmbH, die Nahverkehrsservice Sach-
sen-Anhalt GmbH und die Personenverkehrsgesellschaft Burgenlandkreis mbH haben ein ÖPNV
Konzept für den Burgenlandkreis in Auftrag gegeben.

Auf der Basis von umfassenden Datenerhebungen ( vorh. Konzepte, Verkehrsdaten, Buslinien Ein-
wohner u.a. durch Bürgerbefragungen) und unter Berücksichtigung der örtlichen Besonderheiten
sowie verkehrlicher Analysen entstand unter Zugrundlegung eines Kostenrahmens. Es wurden im
Ergebnis des Konzeptes kurzfristige, mittelfristige und langfristige Maßnahmen ermittelt.
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Als langfristige Maßnahme mit Infrastrukturanpassung wird die Errichtung eines „Knotens Schlei-
nitz“ unter Punkt 5.6.3 des Konzeptes ermittelt.

„Die einzige große Infrastrukturmaßnahme, welche zwingend für die vollständige Umsetzung des
Konzepts erforderlich ist, ist die Schnittstelle für den ITF-Knoten Schleinitz. Hier ist im Bereich der
Kreuzung L190 / Pretzscher Weg ein neuer Busbahnhof mit sechs Halteplätzen zu bauen. Dieser
Maßnahme ist eine sehr hohe Priorität zuzuordnen, sie ist zentral für die Verknüpfung der Linien
im zentralen Burgenlandkreis. Erst nach deren Fertigstellung kann für die Linien 784, 797, 810 und
820 und das AST8 die im Konzept vorgesehene Linienführung endgültig umgesetzt werden“.

Damit bildet die Realisierung der geplanten Schnittstelle (Knoten Schleinitz) eine Grundvorausset-
zung für die Umsetzung des Gesamtkonzeptes.

Aufbauend auf dem ÖPNV-Konzept 2020 wurde der Nahverkehrsplan des Burgenlandkreises
2019 – 2029 erarbeitet.

„Die Analyse und Bewertung des derzeitigen ÖPNV-Angebots hat gezeigt, dass insbesondere für
die geforderten Relationen im 1-h- und 2-h-Takt zahlreiche Defizite im Bestandsnetz bestehen.
Aus diesem Grund und für eine integrale Planung aller Netze sowie die Stärkung flexibler Bedien-
formen durch die Ergänzung von spezifischen RufBus-Gebieten muss eine grundlegende Neuge-
staltung des Liniennetzes in der Laufzeit des Nahverkehrsplans erfolgen. Als Grundlage dafür dient
das durch die Projektpartner entwickelte „zukunftssichere ÖPNV-Konzept 2020 für den Burgen-
landkreis“, um das strategische Liniennetz mit den entsprechenden Anforderungen aus umzuset-
zen.

Als Ergebnis ist ein Liniennetz gemäß KARTE 7 umzusetzen.

„Karte 7: Strategisches Liniennetz für den Burgenlandkreis“ (16)

Weiterhin enthält Tabelle 53 des Nahverkehrsplanes folgende Aussage:
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Auszug „Tabelle 53: ausgewählte Maßnahmen zur Umsetzung des strategischen Liniennet-
zes“(16)

Nr. Maßnahme Beispiele von Teilmaßnahmen
4 Aufwertung der erforderlichen

Infrastruktur, insbesondere der
Schnittstellen und Verknüp-
fungspunkte

· Errichtung einer Verknüpfungshaltestelle im Gewerbe-
gebiet Osterfeld (Schleinitz: Kaufland Logistik-Center)
mit sechs Halteplätzen

· Ausbau des Verknüpfungspunktes in Laucha am Bahn-
hof um eine weitere barrierefreie Halteposition

· Errichtung bzw. Neugestaltung des City-Busstopps in
Naumburg mit:
Ø Kurzem Zugang zur Innenstadt
Ø Prüfung einer möglichst direkten Bus-Tram-

Verknüpfung
Ø Umsetzung sämtlicher Anforderungen des

ÖPNV-Konzeptes 2020, insbesondere Errich-
tung von 11 Bussteigen bei Verknüp-fung von
Stadt- und Regionalbuslinien sowie weiterer
Abstellflächen zur Gewährung erforderlicher
Buswendezeiten in unmittelbarer Nähe

Ø Umsetzung der Anforderungen zur Errichtung
barrierefreier ÖPNV-Anlagen einschließlich
sämtlicher Zuwegungen (Grundlage MDV-
Leitfaden)“

Ø Errichtung einer dynamischen Fahrgastinfor-
mationsanlage in Abstimmung mit dem Ver-
kehrsunternehmen

Ø Öffentlicher Toilettenanlage
Ø Wetterschutz mit ausreichend Sitzmöglich-

keiten
Ø Ausreichender Beleuchtung
Ø Errichtung von Aufenthaltsmöglichkeiten für

Fahrpersonale
Ø Errichtung eines stationären Kundencenters

· Prüfung und ggf. Einrichtung zahlreicher neuer Halte-
stellen

Im Nahverkehrskonzept heißt es weiterhin: “Für die Zukunft muss sich der Burgenlandkreis auf
einige Herausforderungen, wie beispielsweise den demografischen Wandel einstellen. Zudem
müssen klimapolitische Ziele verstärkt umgesetzt werden. Aus diesen Gründen muss sich der
ÖPNV weiterentwickeln und künftige Entwicklungen berücksichtigen. Das Ziel bleibt dabei, einen
kundenfreundlichen und qualitativ hochwertigen ÖSPV den Einwohnern des Burgenlandkreises
anzubieten, der auch wirtschaftliche Aspekte beachtet. Außerdem muss eine wesentliche Aufgabe
der öffentlichen Hand und zwar die Daseinsvorsorge hinsichtlich des ÖPNV weiterhin erfüllt wer-
den, damit eine Grundlage für die Bevölkerung des Burgenlandkreises geschaffen ist, um sich am
gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Leben zu beteiligen.“(16)
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Das Konzept legt eine Reihe von Maßnahmen mit Priorisierung fest, so u.a. das Strategische Li-
niennetz, Barrierefreiheit, Verknüpfungspunkte, Anschlusssicherung etc.). Die Umsetzung der
Maßnahmen obliegt in der Verantwortung des Verkehrsunternehmens in Kooperation mit dem Bur-
genlandkreis.

5. Städtebauliche Bestandssituation

5.1. Eigentumsverhältnisse

Die überplanten Flächen befinden sich im Eigentum der Gemeinde Meineweh bzw. in privatem
Eigentum.

5.2. Vorhandene Nutzung und Bebauung

Der Geltungsbereich ist hinsichtlich der Nutzung durch die vorhandene Bushaltestelle und die Bus-
wendeschleife gekennzeichnet. Unmittelbar südlich angrenzend befindet sich eine Fläche, auf der
Boden aufgefüllt wurde. Der südliche Teil des Plangebietes (innerhalb der Einzäunung bis an die
L190) gehört zu einer eingezäunt und mit Bäumen bewachsen Fläche (Altlastverdachtsfläche).
In der unmittelbaren Nachbarschaft befinden sich sowohl nördlich als auch südlich der L 190 meh-
rere Industrie- und Gewerbegebiete.

5.3. Verkehrsinfrastruktur und Erschließung

Verkehrstechnisch ist Pretzsch und der geplante Standort für die Busschnittstelle durch die Bun-
desstraße B 180 Naumburg – Zeitz und die L 190 Teuchern – Osterfeld – Schkölen erschlossen.
Die Bundesstraße hat als Nord-Süd-Verbindung des Landes Sachsen-Anhalt (Magdeburg –
Aschersleben – Zeitz – Landesgrenze Thüringen) überregionale Bedeutung.
Die Bundesstraße ist in einem guten Zustand und entsprechend den geltenden Richtlinien   aus-
gebaut. Die L 190 wurde in der Vergangenheit bereits in Teilbereichen saniert.
Das Plangebiet liegt weiterhin unmittelbar an der Autobahnanschlussstelle Naumburg zur A 9. Die
BAB A 9 München – Berlin durchquert die Gemarkung von Süden nach Norden.

5.4. Natur und Landschaft/natürliche Gegebenheiten

Die nur wenig gegliederte Hochebene um Pretzsch ist weithin sichtbar. Sehr bestimmend sind die
im Umfeld der Ortslage vorhandenen Windenergieanlagen. Ansonsten überwiegen großflächige,
landwirtschaftliche und i. d. R. als Acker (Getreide, Mais, Rüben) genutzte Flächen.

Die B 180, die L 190 und die BAB 9 bilden Trennlinien in der Landschaft. Hinzu kommt das groß-
räumige Gewerbegebiet Sachsen-Anhalt mit hoher Versieglung und einer sehr dominanten Bebau-
ung. Im Rahmen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen entstanden in den letzten 10 Jahren
einige Gehölzstrukturen in der Gemarkung Pretzsch bzw. der angrenzenden Gemarkung Unter-
kaka.

5.4.1. Geologische Gegebenheiten
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Gemäß Aussagen des aktuell vorliegenden Baugrundgutachtens (7) „befindet sich das Untersu-
chungsgebiet auf der Hermundurischen Scholle im südöstlichen Harzvorland am östlichen Rand
der Naumburger Mulde und ist der geologischen Formation des Buntsandsteins zuzuordnen. Der
in größeren Teufen anstehende mittlere Buntsandstein wird örtlich vom ungegliederten Buntsand-
stein überlagert.
Die Formation des Buntsandsteins wird von Geschiebe- bis Lößlehm in starker Mächtigkeit über-
deckt.
Im Rahmen der Bearbeitung von [U7] wurde eine Stellungnahme des Landesamtes für Geologie
und Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB) eingeholt. Es wurde in [U9] dargestellt, dass keine Hin-
weise auf umgegangenen Altbergbau vorliegen. Die Abteilung Geologie des LAGB weist in der
Stellungnahme darauf hin, dass im geplanten Baugebiet „…oberflächennah > 10 m mächtige
schluffige-tonige Bildungen (Geschiebelehm bzw. –mergel) … [U9]“ anstehen können. „…Diese
Sedimente weisen eine nur geringe Wasserdurchlässigkeit auf, wodurch die Gefahr von Staunäs-
sebildungen gegeben ist. …[U9]“.
In der geologischen Karte [U5] ist im gegenwärtig umzäunten Bereich eine runde Grube oder Ver-
tiefung ersichtlich. Diese Grube wurde den durchgeführten Aufschlüssen entsprechend offensicht-
lich mit Bauschutt und Müll verfüllt.“
(Eckige Klammerwerte beziehen sich auf Arbeitsgrundlagen des Baugrundgutachtens)

Baugrund
Die Baugrundaufschlüsse wurden im August 2018 durch 6 Rammkernsondierungen bis zu einer
Tiefe von 2,8 bis 4 m abgeteuft.
Im Bereich 1 befindet sich umgelagerter Boden (Schluff, sandig bis Kies, sandig, schluffig mit Zie-
gelsplittern bis 0,5 (RKS4) bzw. 1,3 m (RKS2). Darunter teilweise ehemaliger Oberboden bzw.
Schluff mit org. Anteilen (RSK3). Darunter in der Schicht 2 dominieren Geschiebe- bis Lößlehm
(Schluff, schwach bis stark feinsandig) in halb fester Konsistenz bis zur Sondierendtiefe von 4,0m.

Im Bereich 2 wurden an der Oberfläche Auffüllungen aus umgelagertem Boden (Schluff, sandig
bis stark schluffig mit geringen Bauschutt- und Müllspuren bis in Tiefen von 1,2 m (RSK 5) bzw.
2,6 m (RSK6) angetroffen. Darunter befinden sich Auffüllungen aus Boden, Bauschutt und Müll mit
einem mineralischen Anteil von ca. größer/ gleich 70 % bis in Tiefen von ca. 3,6 m (RSK6).
Die untere Schicht 2 besteht aus Geschiebe- bis Lößlehm (Schluff, schwach bis stark feinsandig)
in halb fester Konsistenz bis zu einer Sondiertiefe von 4,0 m. Die genauen Bohrprofile sind in der
Anlage des Baugrundgutachtens enthalten.(1)

In den Tiefen zwischen 5 und 6 m ist der Gesteinszersatz des Buntsandsteins zu erwarten. (1)

„Im Bereich 1 (zw. Buswendeschleife und Umzäunung) ist wahrscheinlich auf der ehemaligen Ge-
ländeoberkante Bodenaushub von der Baumaßnahme Buswendeschleife abgelagert worden. Un-
ter dieser Auffüllung steht der natürliche Untergrund an.
Im Bereich 2 (innerhalb der Umzäunung) wurde offensichtlich in einer Geländemulde oder einer
ehemaligen Grube (siehe Bemerkung in Abschnitt 5.1) Bauschutt, Bodenaushub und Müll abgela-
gert und auf der Oberfläche mit Erdaushub abgedeckt.

Im Bereich 1 sind der aufgefüllte Boden (SU*) und der darunter lagernde Löß- bis
Geschiebelehm (TL-TM) als Untergrund für die Stellflächen geeignet. Auf dem bindigen
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Boden kann erfahrungsgemäß kein ausreichender Verformungsmodul von
Ev2 ≥ 45 MN/m² nachgewiesen werden. Die erforderliche Tragfähigkeit kann durch
eine Erhöhung der Dicke des ungebundenen Tragschichtaufbaus oder durch Einlage
von Geogitter erreicht werden.
Im Bereich 2 (eingezäunter Teil mit Bauschutt und Müll im Untergrund) ist der Untergrund
aufgrund seiner heterogenen Zusammensetzung ungleichmäßig tragfähig.
Außerdem kann es durch Zersetzungsprozesse im Müll und anderen Abfällen zu
Setzungen kommen.(1)“

Altlasten
Der südliche Teil des Geltungsbereiches und die nach Süden angrenzende Gehölzfläche ist im
Flächennutzungsplan unter der 3170 als Altlastverdachtsfläche aufgeführt. Dabei handelt es sich
um die „Alte Lehmgrube“ die abgedeckt, eingezäunt und bepflanzt wurde.

Im Rahmen der Baugrunduntersuchungen wurden chemische Untersuchungen an den ausgewähl-
ten Proben durchgeführt. Die Zuordnungswerte wurden nach LAGA TR Boden [U10] und den Zu-
ordnungswerten der Deponieverordnung DepV [U11] gegenübergestellt.
Die Proben für den nördlichen Bereich konnten der Einbauklasse Z 1 zugeordnet werden.
Die Probe 13148-3 (Auffüllung südlicher Teil) wurde der Deponieklasse DK I zugeordnet.

„Das Auffüllungsmaterial (Bereich RKS 5 und RKS 6) ist sowohl aufgrund seiner Materialzusam-
mensetzung (Müllanteile) als auch seiner chemischen Beschaffenheit für eine Verwertung entspre-
chend der TR Boden [U10] nicht geeignet. Die analysierten Gehalte für die Parameter PAK und
Benzo(a)pyren sowie Sulfat erlauben eine Zuordnung in die Deponieklasse DK I. Der ermittelte
TOC-Gehalt liegt geringfügig über dem Zuordnungswert für DK I. Es kann jedoch davon ausge-
gangen werden, dass diese höheren Gehalte aus Anteilen von Asche und Schlacke aus der Braun-
kohlefeuerung (ehem. Müllkippe) resultieren. Hierfür gilt der TOC-Zuordnungswert nicht.
Anfallendes Aushubmaterial ist auf eine entsprechend zugelassene Deponie zu verbringen.
Eine vollständige Deklarationsanalyse gemäß Deponieverordnung wurde im Rahmen dieser orien-
tierenden Untersuchung nicht ausgeführt. Unter Berücksichtigung der spezifischen Anforderungen
des jeweiligen Verbringungsortes muss eine entsprechende Analyse durchgeführt werden.“(1)

„In 2 Sondierungen waren die Müllanteile im Verhältnis zu Bauschutt und Boden relativ gering (ca.
10%-25%). Die Müllanteile können jedoch in anderen Bereichen deutlich höher sein.
Wenn nur eine kleine Fläche der Altablagerung für die Anordnung von Busstellflächen erforderlich
ist, dann ist zu empfehlen, den Müll in diesem Bereich vollständig auszukoffern (mit verdichtbarem
und tragfähigem Boden austauschen). Der Müll müsste entweder entsorgt oder in der Altablage-
rung umverteilt werden. Ausgehend von den Sondierung RKS 6 ist mit Aushubtiefen von 3,5 m bis
4,0 m zu rechnen.
Bei Inanspruchnahme einer größeren Fläche der Altablagerung ist entweder ebenfalls ein Boden-
austausch oder eine Bodenverbesserung erforderlich.
Die Bodenverbesserung könnte in Form der Anordnung von Rüttelstopfsäulen erfolgen.“(1)

Kampfmittel
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Bisher ist aus den benachbarten Vorhaben nichts über eine Belastung der Flächen mit Kampfmit-
teln bekannt. Vor Beginn von Bauarbeiten bedarf es trotzdem einer Kampfmittelfreigabe. d. h., bei
erdeingreifenden Maßnahmen ist nach dem derzeitigen Kenntnisstand nicht mit dem Auffinden von
Kampfmitteln zu rechnen.
Gleichwohl wird darauf aufmerksam gemacht, dass Kampfmittelfunde jeglicher Art generell niemals
ganz ausgeschlossen werden können. Sollten entgegen der Erwartungen Kampfmittel gefunden
werden, so ist entsprechend den §§ 2-4 KampfM – GAVO zu verfahren.

6. Artenschutz

Die Einhaltung des speziellen Artenschutzrechtes ist Voraussetzung für die naturschutzrechtliche
Zulassung eines Vorhabens. Rechtsgrundlagen bilden das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
hier insbesondere die §§ 39 und 44 sowie europarechlich die Richtlinie 92/43/EWG sowie die FFH-
Richtlinie und die EU-Vogelschutzrichtlinie.
Um für die europarechtlich und national geschützten Arten die möglichen Auswirkungen des Vor-
habens und damit die artenschutzrechtliche Zulassung der Planung beurteilen zu können, wurde
ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag für das Plangebiet beauftragt, der mit Datum vom
03.05.2019  vorliegt.
Diesem liegen örtlichen Begehungen zur Potentialeinschätzung vom 18.04.2019 und vom
10.05.2018 zur Avifauna, Reptilien und Amphibien zugrunde.

Grundsätzlich sind folgende Vermeidungs-, Minderungs- und Erhaltungsmaßnahmen zum Arten-
schutz (VART) in Verbindung mit dem geplanten Vorhaben zur Gewährleistung der Vorgaben ge-
mäß § 44 BNatSchG umzusetzen. Der Artenschutzfachbeitrag fasst diese in Maßnahmeblättern
zusammen, die bei der Umsetzung des Vorhabens zu berücksichtigen sind.

Im Ergebnis des Fachbeitrages wurden folgende Maßnahmen ermittelt:
„VART 1 – Nutzungskontrolle auf Amphibien und Reptilien, Habitataufwertungs- und Schutzmaß-
nahmen
VART 2 – Kontrolle von Baugruben
VART 3 – Bauzeitenbeschränkung
VART 4 – ökologische Bauüberwachung

Die detaillierte Beschreibung der Maßnahmen ist unter Punkt 8.7 der Begründung nachzulesen.
Auf Grund der Kleinräumigkeit des Vorhabens, welche lediglich räumlich geringfügig geändert wer-
den soll kann eine Beeinträchtigung der ökologischen Funktionalität sowie des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population bei einer Umsetzung der o.g. artenschutzfachlichen Maßnahmen nicht
abgeleitet werden.

Im Planfall ist vorauszusetzen, dass durch artspezifische Minderungs- und Vermeidungsmaßnah-
men die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. Nr. 1 bis 3 eingehalten werden. Bei Einhaltung dieser
Maßgabe sind keine Ausnahmen entsprechend § 45 Abs. 7 BNatSchG notwendig.
Befreiungserfordernisse gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG sind in Verbindung mit dem geplanten Vor-
haben nicht erkennbar.“
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Zusammenfassend wird eingeschätzt: „In Verbindung mit dem geplanten Vorhaben sind erhebliche
Auswirkungen auf prüfungsrelevante Arten nicht grundsätzlich auszuschließen. Zur Vermeidung
von Zugriffs- und Störungsverboten in Sinne
§ 44 Abs. 1 BNatSchG wurden entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowohl
nach Artengruppen bzw. ökologischen Gilden als auch ergänzend dazu für Schlüsselarten artspe-
zifisch festgelegt.

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen zum speziellen Artenschutz im Sinne § 44 Abs. 1 sowie
zur Einhaltung der dazu erforderlichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ist eine ökolo-
gische Bauüberwachung durch einen fachlich geeigneten Personenkreis durchzuführen.

Unter Berücksichtigung dieser Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ist die Einhaltung der
Vor- gaben des speziellen Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG vorauszusetzen. Ausnah-
men bzw. Befreiungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG sind in Verbindung mit dem geplanten Vor-
haben nicht erforderlich.“(9)

7. Planungskonzept

7.1. Städtebauliches Zielkonzept

Die weitere Verbesserung der Infrastruktur im Landkreis, insbesondere eine schnelle Anbindung
der ländlichen Regionen an die Städte im Burgenlandkreis durch die Verbesserung der Nahver-
kehrsverbindungen ist das primäre Ziel der Planung.

7.2. Verkehrliches Zielkonzept

Ziel ist die Einführung und Umsetzung eines integralen Taktfahrplanes auf den Hauptverkehrsach-
sen, überwiegend im Ein-Stunden-Takt bzw. im Zwei-Stunden-Takt auf den Nebenlinien und Ruf-
buslinien. Mittelfristig sollen sämtliche Orte im Burgenlandkreis angebotsorientiert an das Netz des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) ange-
schlossen werden.

Zur Umsetzung der Zielsetzung sind folgende Einzelmaßnahmen erforderlich:
Ø Verbesserung von Qualität und Nachfrage im Linienbusverkehr durch Anschlusssicherung

zwischen vertakteten    Hauptlinien,    Rufbusverkehren   und    weiteren·   alternativen
Bedienformen sowie zum SPNV,

Ø Einführung durchgängiger, attraktiver Reiseketten mit Umstiegen an den im ÖPNV-Konzept
vorgesehenen Umsteigepunkten zwischen Haupt- und Nebenlinien (z.B. Kaufland Verteil-
zentrum Osterfeld), insbesondere zwischen den im Takt verkehrenden Linien der Hauptre-
lationen und den Anbindungen in die peripher gelegenen Orte mittels Rufbussen,

Ø verbesserte Abstimmung von Schulanfangs- und -endzeiten im Einvernehmen mit den
Ø Schulgesamtkonferenzen aller öffentlichen Schulen im Burgenlandkreis,
Ø Verbesserung der bedarfsgerechten Anbindungen von Gewerbe- und Wohngebieten im

Einvernehmen mit den betroffenen Kommunen und Beteiligung der ansässigen Unterneh-
men,

Ø Umsetzung von Marketing- und Vertriebsmaßnahmen zur verbesserten Kundeninformation
und -bindung, insbesondere vor Umstellung auf den neuen Taktfahrplan und in der Einlauf-
phase des ÖPNV-Konzeptes,
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Ø Einführung eines Servicebusangebotes vorrangig als Mobilitätsergänzung für Seniorinnen
und Senioren mit Wohnorten im ländlichen Raum unter der Voraussetzung einer Kosten-
beteiligung interessierter Kommunen mit 5 v.H. der entstehenden Betriebskosten (ohne Ab-
schreibungen und Overheadkosten).

7.3. Planungsalternativen

Planungsalternativen werden in diesem Zusammenhang nicht betrachtet, da der Standtort für die
Schnittstelle das Ergebnis des ÖPNV-konzeptes 2020 ist (siehe Quelle 15) bzw. Pkt. 4.3. der Be-
gründung.

8.  Begründung der Festsetzungen des Bebauungsplanes –

Die zeichnerischen Festsetzungen des B-Planes beinhalten nur verschiedene zur Umsetzung des
Vorhabens erforderliche Verkehrsflächen und Grünflächen.

8.1. Art und Maß der baulichen Nutzung
Der B-Plan enthält keine zeichnerischen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung § 3 - § 11
der BauNVO, da keine Zuordnung zu einem Baugebiet erfolgen kann. Textlich wurde festgesetzt,
dass im Bereich der geplanten Bussteige soll die Errichtung von Buswartehäuschen zulässig sein.
Aktuell ist seitens des BLK kein weiteres Bushäuschen geplant, da hier sehr kurze Umsteigzeiten
von wenigen Minuten geplant sind. Mit der Festsetzung soll jedoch die Möglichkeit zur Errichtung
offen gehalten werden. Es wird hier in jedem Fall an kleine Wartehäuschen und keine große Bahn-
steigüberdachung gedacht.

Weiterhin soll die Errichtung von Werbeeinrichtungen (außerhalb der Fahrpläne, z.B. für regionale
Sehenswürdigkeiten, Radwegführung etc.) zulässig sein. Auch hier gibt es aktuell noch keine Pla-
nungen. Die Möglichkeit für deren Errichtung soll im Bedarfsfall gegeben sein.

8.2. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11
BauGB)

Die Verkehrsflächen werden in Straßenverkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweck-
bestimmung unterschieden.
Als Straßenverkehrsfläche wurde die vorhandene Erschließungsstraße festgesetzt. Über diese er-
folgt die Zufahrt zu den Busbuchten 2 – 7. Die Busbucht 1 ist die vorhandene Bushaltestelle, die
weiter genutzt werden soll.
Der gesamte Teil der westlich der Erschließungsstraße gelegene Teil der Schnittstelle wird als
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung getrennt nach den geplanten Nutzungen (Fahrbah-
nen und Busbuchten bzw. Busbahnsteig festgesetzt.
Hinzu kommt die Darstellung des Pretzscher Weges als Wirtschaftsweg. Der Teilbereich des We-
ges wurde in den Geltungsbereich einbezogen, da lt. aktueller Planung eine kleine Fläche der
Schnittstelle den Weg tangiert.

Technische Beschreibung der Baumaßnahme
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Dem aktuellen B-Planvorentwurf liegt die Vorplanung der Schnittstelle (Variante B) zugrunde. Die-
ser berücksichtigt als Bemessungsgrundlage einen 12 m langen Linienbus.
Die Haltestellen sind in sogenannte „Sägezahnaufstellung“ geplant, so dass die jeweiligen
Haltestellen auch bei Belegung der vorherigen Haltestelle problemlos angefahren werden kann.

Die Befestigung der Fahrbahnen und Haltestellen erfolgt bituminös. Der Bahnsteig/Fahrgastbe-
reich sollen gepflastert werden.
Die Querneigung der Verkehrsflächen und des Fahrgastbereich beträgt 2,5 % und im Bereich der
Anbindungen an die vorh. Erschließungsstraße erfolgt eine Angleichung / Verziehung an die
Längsneigung der anzubindenden Straße.

Die Abgrenzungen der Fahrbahnen / Haltestellen zu den Fahrgastbereichen erfolgt mit einem Bus-
bordstein mit einem Anschlag von 18 cm.

Als Abgrenzung zu Grünflächen ist ein Hochbord mit 12 cm Anschlag vorgesehen. Die beiden
Grüninseln in der Mitte an den Bussteigen angrenzend erhalten einen Flachbord bzw. Schramm-
bord.

Die Ausführung der gesamten Busschnittstelle soll barrierefrei und behindertengerecht erfolgen.
Dazu sind im Rahmen der weiterführenden Planungen insbesondere der Ausführungsplanung die
entsprechenden Anforderungen an die Gestaltung (u.a. gesicherte Querungen, Borde, Rampen,
Begleitsteifen, Leitsysteme, Materialien) zu beachten.

8.3. Medientechnische Erschließung
Für den Betrieb der Busschnittstelle bedarf es der Regelung der Regenentwässerung und der
Absicherung einer Beleuchtung.

Regenentwässerung
Das Regenwasser der Fahrbahnen und der Bussteige soll durch mehrere Bodeneinläufe gesam-
melt werden und mittels einer neu zu verlegenden Regenwasserleitung gesammelt und an das
bestehende Regenwassernetz (Kontrollschacht) des RW-Kanals) in der vorhandenen Straße  an-
gebunden werden. Der Regenwasserkanal wurde bereits 2017 für die Wendeschleife unter der
Erschließungsstraße neu verlegt und entwässert in das vorhandene RRB im Norden.
Die Versickerung des Regenwassers vor Ort ist aufgrund der feinkörnigen Böden, die bei Wasser-
zutritt zu Aufweichung neigen und der Nähe zur abgedeckten „Lehmgrube“ nicht angezeigt.

Energieversorgung /Beleuchtung
Ø Zur Gewährleistung der Sicherheit ist eine Beleuchtung erforderlich. Die Beleuchtung der

vorh. Bushaltestelle Nr. 1 wird über den Kaufland-Parkplatz betrieben.
Ø Für die künftige Busschnittstelle ist ein gesonderter neuer Stromanschluss herzustellen.

8.4. Grünflächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Es werden kleinere Flächen, vor allem in den Rand- und Übergangsbereichen, als öffentliche Grün-
flächen zur Ansaat mit Rasen festgesetzt.
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Neben den erforderlichen Verkehrsflächen entstehen zwischen diesen Flächen, die als Grünfläche
neu anzulegen sind. Diese haben gestalterische Funktionen und minimieren den Eingriff in Natur
und Landschaft.

8.5. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Es werden zwei Teilflächen zur Anpflanzung einer Strauchhecke als Ersatzmaßnahme festge-
schrieben.
Ziel der Maßnahme ist die Kompensation der maßnahmenbezogenen Beeinträchtigungen der
Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft, Tiere und Pflanzen, Biodiversität,Landschaftsbild sowie
des Schutzgutes Mensch und des Schutzgutes sonstige Kultur- und Sachgüter durch die Anlage
von Strauchhecken.
Die Maßnahme sieht die Herstellung einer Strauchhecke aus heimischen, standortgerechten Arten
vor. Auf Grund der räumlichen Lage der Pflanzung wurden hier Arten gewählt, welche in Ihrer
Wuchsform nicht so hoch werden.

8.6. Flächen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Es wurden zwei verschiedene Erhaltungsgebote, einmal für  Flächen mit Strauch-Baumhecken
und einmal für eine Fläche mit Baumgruppen festgeschrieben.
Die vorhandene Heckenstruktur östlich der Erschließungsstraße erfüllt hinsichtlich der Biotoptypen
Funktionen besonderer Bedeutung. Dabei handelt es sich um die mehrreihige Heckenstruktur öst-
lich der Zufahrtsstraße (potenziell § 22 NatSchG LSA geschütztes Biotop).

Im südlichen Teil des Geltungsbereiches befindet sich ein eingefriedetes Gehölz mit Bäumen im
mittleren Bestandsalter, bestehend vorwiegend aus Birke (Betulus pendulus) sowie Pappel (Popu-
lus spec.) mit gering ausgeprägter Strauchschicht. Auch für diese Flächen erfolgte die Festsetzung
eines Erhaltungsgebotes.

8.7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von  Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Aus dem aktuell vorliegenden Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag resultieren Maßnahmen die bei
der Umsetzung der Planung abzusichern sind. Diese wurden als Festsetzungen in den B-Plan
übernommen.

VART 1 – Nutzungskontrolle auf Amphibien und Reptilien, Habitataufwertungs- und Schutzmaßnah-
men
Im Vorfeld der Baumaßnahme erfolgt die Anlage von insgesamt 4 Habitatstrukturen im Bereich der
für die Erhaltung und Anpflanzung vorgesehenen Flächen. Es handelt sich hierbei um die Anlage
von 2 Steinhaufen sowie 2 Stein-Holzhaufen. Diese sind auf einer Grundfläche von ca. 3 x 3 m auf
einem Sandbett (Mindeststärke 0,4 m herzustellen unter Gelände). Ostexponiert erfolgt hierbei
nochmals die Anlage einer Schotterfläche auf ca. 3 x 2 m.
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Auf Grund der hier durchgeführten Potenzialanalyse sind keine Angaben über Bestandsgrößen
bzw. die generelle Anwesenheit von Reptilien und Amphibien vorhanden. Im Vorfeld der Baumaß-
nahme sind 2 Tag- und 1 Nachtbegehung zur Prüfung der Artvorkommen vorzunehmen. Die Kon-
trollen er- folgen im Zeitraum Mai bis September, d.h. im Hauptaktivitätszeitraum der Arten.

Auf den Grünflächen (Flächen für Erhaltung und Anpflanzung) erfolgt die Herstellung und bauzeit-
liche Vorhaltung eines Amphibienschutzzaunes um ein einwandern in die Baustelle zu unterbin-
den.

Die Verbringung von aufgefundenen Individuen erfolgt auf die verbleibenden Grünflächen. Festle-
gung geeigneter Flächen erfolgt durch die ökologische Bauüberwachung.

Für die fachgerechte Realisierung der Maßnahme ist nachstehende zeitliche Reihenfolge zu be-
achten:
1.   Herstellung der Habitate
2.   Errichtung des Amphibienzaunes
3.   Kontrolle und ggf. Umsetzung aufgefundener Individuen

VART 2 – Vermeidung baubedingter Fallen / Gewährleistung barrierefreier Wanderkorridore
Zum Schutz von Amphibien und Reptilien sowie diversen weiteren besonders und streng geschütz-
ten Arten sind baubedingte Fallen (z.B. Baugruben) durch entsprechende Gestaltung (z. B. abde-
cken oder abschrägen) zu vermeiden. Sollten baubedingt Individuen festgestellt werden, sind diese
an geeigneten Orten auszusetzen.

Bei der Verwendung von Bauzäunen ist darauf zu achten, dass ein Abstand von mind. 10 cm zur
Geländeoberkante eingehalten wird, um einen ungehinderten Wechsel von Säugern (kleiner und
mittlerer Größe) und anderen Kleintieren zu gewährleisten.

VART 3 –Bauzeitenbeschränkung
Auf Grund der Nutzung des Gebietes als Bruthabitat für unterschiedliche Vogelarten baulichen
Tätigkeiten zur Vorbereitung (d.h. Baufeldfreimachung) im Zeitraum Anfang April bis Ende Juli zu
untersagen.

VART 4 – ökologische Baubegleitung
Für den Zeitraum der geplanten Baumaßnahme ist eine ökologische Baubegleitung durch ein qua-
lifiziertes Fachbüro durchführen zu lassen, um eine im natur- und artenschutzfachlichen Sinne
fachgerechte und gesetzeskonforme Baudurchführung und Bauausführung zu gewährleisten und
die Kontrolle und Auflagen der VART 1 bis VART 3 fachgerecht umzusetzen und auf mögliche nicht
vorherseh- bare Ereignisse während der Untersuchungen sowie der Bauzeit reagieren zu können
um das Eintreten der Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG ausschließen und den gesetzes-
konformen Ablauf der Baumaßnahme absichern zu können.
Als artspezifische Maßnahmen zur Erhaltung der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG (sog. cef-Maßnahmen) sind auf Grund der lediglich
bauzeitlich bzw. bauvorbereitenden Beeinträchtigungsmöglichkeiten nicht vorgesehen.
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

8.8. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 23-24 BauGB)

Die Schnittstelle ist weit entfernt von jeglicher schutzbedürftigen Nutzung. Daher werden hier keine
Immissionsprobleme gesehen.

8.9.  Eingriffsermittlung, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

Zum Vorentwurf des B-Planes liegt ein Grünordnerisches Konzept „Bebauungsplan Nr. 9 Bus-
schnittstelle“ vor (10). In diesem wurde der aus der Planung resultierende Eingriff ermittelt.
„Durch das geplante Bauvorhaben werden im Geltungsbereich 1.819 m² versiegelt.

Für die Erweiterung der Buswendeschleife in eine Schnittstelle mit 7 Bushaltestellen/Buchten sind
vor allem folgende Eingriffe in den Naturhaushalt zu nennen:
Þ Nutzungsänderung von Gehölzbestand, Hecke, Ruderalflur sowie Grünfläche
Þ Beseitigung oder Veränderung der Bodendecke
Þ Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes, durch Änderung der Abflussverhältnisse mit Auswir-

kungen auf die Grundwasserneubildung
Þ Beseitigung bzw. Veränderung von Vegetation und Biotopstrukturen.

Im Rahmen der Grünordnungsplanung wurden Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ermittelt, denen folgende Prioritäten zugrunde liegen:

· Prüfung von Minderungs- und Schutzmaßnahmen
· Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen
· Durchführung von Ersatzmaßnahmen
· Durchführung von zusätzlichen Gestaltungsmaßnahmen.

Minimierungsmaßnahmen
Neben einer Vermeidung ist die Minimierung ein vorrangiger Grundsatz um mögliche Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft gering zu halten. Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen
können das eigentliche Vorhaben modifizieren oder bestimmte Regelungen für die Durchführung
der Bauarbeiten oder die Bauzeiten treffen.
Die Minimierungsmaßnahmen werden Schutzgutbezogen im Umweltbericht dargestellt.

Schutzmaßnahme:
Schutzmaßnahmen dienen vor allem zur Minimierung bzw. zum Ausschluss möglicherer Konflikt-
bereiche und Eingriffswirkungen sowie zur Verhinderung (noch vorhandener) bleibender Beein-
trächtigungen durch deren Unterlassung sowie durch Verhaltensregeln während der Bauphase.
Schutzmaßnahme S 1 Individualschutz von Gehölzen, die an das Baufeld grenzen
(während der Bauzeit)
Im Rahmen der Bauarbeiten sind die Gehölzstrukturen, die an das Baufeld grenzen auf der Grund-
lage der DIN 18920 gegen Befahrungen, Überdeckungen und sonstige Beeinträchtigungen wäh-
rend der Bauzeit zu schützen.
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Ausgleichsmaßnahmen
Unter Ausgleich versteht man eine Maßnahme, durch die die beeinträchtigten Funktionen des Na-
turhaushaltes und das Landschaftsbild wieder hergestellt werden. Der Ausgleich muss in einem
sachlich-funktionellen Zusammenhang mit dem Eingriff stehen; die beeinträchtigten Funktionen
müssen gleichartig wiederhergestellt werden.
Diese sind nur am Ort des unmittelbaren Eingriffs möglich.

Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des Gesetzes sind für das Vorhaben nicht vorgesehen, da
Baustelleneinrichtungen/Zwischenlagerplätze etc. im Bereich der zu überbauenden Flächen ange-
legt werden.

Ersatzmaßnahmen
Ersatzmaßnahmen dienen zur Kompensation nicht wiederherstellbaren Eingriffe. Die Maßnahmen
sollten geeignet sein, die von dem Vorhaben zerstörten Funktionen und Werte des Naturhaushal-
tes und des Landschaftsbildes in ähnlicher Art und Weise wiederherzustellen.

Ersatzmaßnahme E 1: Anlage einer Strauchhecke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Die Maßnahme sieht die Herstellung einer Strauchhecke aus heimischen, standortgerechten Arten
vor. Auf Grund der räumlichen Lage der Pflanzung wurden im Grünordnerischen Konzept   Arten
gewählt, welche in Ihrer Wuchsform nicht so hoch werden. Die Maßnahme wurde gemäß § 9 Abs.
1 Nr. 25 BauGB festgesetzt.
Der Pflanzabstand beträgt hierbei 1,0 x 1,0 m. gepflanzt werden jeweils max. 4 Sträucher dersel-
ben Sorte nebeneinander.
Als Pflanzgut sind Sträucher 60-100, o.B. nachstehender Arten zu verwenden

Cotoneaster spec. Zwergmispel
Berberis vulgaris Berberitze
Dasiphora fruticosa Fingerstrauch
Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster
Lonicera xylosteum Hecken-Kirsche
Spirea spec. Spierstrauch
Rosa gallica Essig-Rose
Rosa pimpinellifolia Bibernell-Rose
Rosa rubiginosa Wein-Rose
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Die Ersatzmaßnahme ist durch einen qualifizierten Fachbetrieb durchführen zu lassen und umfasst
eine Anwuchspflege von 3 Jahren.

Durch die Festsetzung dieser Maßnahme (siehe Text Teil B Nr. 3.1) und der Bindung zur Erhaltung
der vorhandenen Strauch-Baumhecken (siehe Text Teil B Nr. 4.1. und 4.2) wird gewährleistet, dass
ein Teil der Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft kompensiert werden können.
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Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes geht, auch unter Berücksichtigung der festgesetzten
Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches, ein Kompensationsdefizit von 12.815 Punkten ein-
her. Dieses Defizit ist durch Art und Umfang von externen Maßnahmen zu kompensieren.
Aufgrund der noch ausstehenden externen Ersatzmaßnahmen ist eine vollständige Kompensation
des einhergehenden Eingriffs in Natur und Landschaft nicht möglich. Aktuell läuft die Suche nach
geeigneten Maßnahmenflächen.
Die Flächenbilanz zwischen Grünordnerischem Konzept (10) und dem Vorentwurf des B-Planes
weicht geringfügig ab, da die vorhandenen Parkplatzflächen nicht mit in den Geltungsbereich des
B-Planes einbezogen wurden. Die ändert nichts an der Ermittlung des Eingriffes, da diese bereits
vorhanden sind und keine Änderungen erfolgen.

8.10. Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 5, 6 BauGB)

8.10.1. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 und 6 a BauGB)
In die Planzeichnung wurden die vorhandenen Ver- und Entsorgungsleitungen (Strom, Trinkwas-
ser, Regenwasser) soweit bekannt nachrichtlich übernommen.
Es handelt sich nur um eine vereinfachte, informelle Darstellung. Bei der weiteren Planung sind
aktuelle Leitungspläne bzw. erforderliche Schachtscheine einzuholen.
Ebenfalls wurde die Altlastverdachtsfläche nachrichtlich übernommen. Eine genaue Grenzziehung
kann hier nicht erfolgen. Es wird davon ausgegangen, dass diese nicht über die eingezäunte Flä-
che hinausgeht.

9. Flächenbilanz

Tab. Flächenbilanz Geltungsbereich

Nutzung Fläche in m²
Straßenverkehrsfläche
+ Zufahrt Parkplatz
+ Straßenrandbereich (vorhanden)

792
22
40

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung -
Fahrbahnen und Busbuchten 1465

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung -
Bussteige 354

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung –
Wirtschaftsweg 118

Flächen mit Bindung zur Erhaltung – Ehg 1
(Strauch-Baumhecke) 288

Flächen mit Bindung zur Erhaltung – Ehg 2
(Baumgruppen) 315

Flächen mit Pflanzbindung - Anpflanzung Strauch-
hecke 230

Grünflächen (Rasenflächen) 113
Geltungsbereich 3737
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10. Planverwirklichung

Ziel ist es bis Ende 2019 Baurecht zu erlangen und die Schnittstelle 2020 bis August bauseitig
fertig zu stellen.

11. Auswirkungen der Planung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1-12 BauGB)

Der ländlich geprägte Burgenlandkreis sieht sich seit Jahren mit den Auswirkungen des demogra-
fischen Wandels konfrontiert. Um die daraus resultierenden Herausforderungen für den Nahver-
kehr bewältigen zu können, bietet das derzeitige ÖPNV-Angebot in der Region bereits zahlreiche
gute Ansätze, bspw. gute Zuganbindung an die Städte Leipzig, Halle (Saale), Erfurt und Jena.
Mit der geplanten Busschnittstelle soll in einem weiteren Schritt der regionale Busverkehr als at-
traktive Mobilitätsalternative im Landkreis etabliert werden.

11.1. Belange der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1, 2, 3,6 und 10 BauGB)

Die Busschnittstelle ermöglicht:
Ø ÖPNV als Mobilitätsalternative für alle Bürger und alle Wege,
Ø erleichterter Zugang für ältere und mobilitätseingeschränkte Bürger,
Ø bessere Anbindung von Einrichtungen des medizinischen und kulturellen Bereichs sowie

von Freizeiteinrichtungen.

11.2. Belange der Baukultur (§ 1 Abs. 6 Nr. 4, 5 und 11 BauGB)

Denkmalschutz
Im Geltungsbereich befinden sich keine Baudenkmale oder Denkmalbereiche.

Archäologie
Die Fläche des Geltungsbereiches grenzt mit Verweis auf die Flächen im B-Plan Nr. 2 an ein ar-
chäologisches Kulturdenkmal.
Die überplanten Flächen sind durch die Wendeschleife und die Müllablagerung stark vorgeprägt.

Es gibt aktuell wenige Bereiche die durch Baumaßnahmen noch nicht verändert wurden.
Ob hier mit archäologischen Funden zu rechnen ist und wie im konkreten Maßnahmefall zu ver-
fahren ist, wird mit dem Landesamt für Archäologie und Denkmalpflege abgestimmt.

Hinweis
Jegliche Veränderungen, insbesondere durch Erdarbeiten, so auch bei geplanten Baumaßnahmen mit Bodeneingriffen,
bedürfen gemäß § 14 DenkmSchG LSA der Genehmigung durch die zuständige Denkmalschutzbehörde.
Im Falle unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befunde ist § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA zu beachten.
Danach sind Befunde mit den Merkmalen eines Kulturdenkmals „bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unver-
ändert zu lassen“, eine wissenschaftliche Untersuchung durch das Landesamt für Archäologie oder von ihm Beauftragte
ist zu ermöglichen.
Das Vorhaben ist grundsätzlich mit den Zielen der Denkmalpflege vereinbar, wenn die Bestimmungen des DenkmSchG
LSA gemäß §§ 9 – 14 eingehalten werden.
Gemäß § 9 DenkmSchG LSA gilt für alle Kulturdenkmale i. S. v. § 2 DenkmSchG LSA die grundsätzliche Erhaltungs-
pflicht.
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11.3. Belange des Umweltschutzes, Naturschutzes und Landschaftspflege (§ 1 Abs. 6 Nr. 7
BauGB)

Die Busschnittstelle soll den öffentlichen Personennahverkehr attraktiver und effizienter machen.
Weniger Schadstoffausschuss ist auch hier eine Zielsetzung.

11.4. Belange der Wirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB)

Die Busschnittstelle ermöglicht:
Ø eine bessere Anbindung von Städten, Unternehmen, Arbeitsplätzen, touristischen Einrich-

tungen,
Ø eine Attraktivitätssteigerung des Standorts Burgenlandkreis.

11.5. Belange des Verkehrs (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB)

 Die Busschnittstelle ermöglicht:

Ø bessere Verknüpfung von Städten, Ortsteilen und Kommunen im Landkreis
Ø bessere Anbindung an die Ober- und Mittelzentren
Ø Vorreiterfunktion und Vorbildwirkung für weitere Regionen
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Umweltbericht nach § 1 Abs.6 Nr. 7 BauGB, Teil B
1. Einleitung

Bei der Aufstellung oder wesentlichen Änderung eines Bebauungsplanes sind die Belange des
Umweltschutzes zu berücksichtigen, und es ist eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des Plans ermittelt, beschrieben und bewertet
werden.
Die Umweltverträglichkeitsprüfung wird grundsätzlich im Aufstellungsverfahren als Umweltprüfung
nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt.
Dies ist mit dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) in das BauGB eingeführt wurden.
Die europäische Plan-UP-Richtlinie (Richtlinie 2001/42/EG) machte diese Änderung im Städtebau-
recht erforderlich. Grundsätzlich sind die Vorschriften zur Umweltprüfung auf alle Verfahren für
Bauleitpläne (Flächennutzungspläne und Bebauungspläne) anzuwenden, die nach dem 20.7.2004
förmlich eingeleitet wurden sowie auch auf früher eingeleitete Verfahren, soweit diese erst nach
dem 20.7.2006 abgeschlossen werden. Die Umweltprüfung ist damit ein generelles Element des
Verfahrens zur Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen.
Im Zuge der Aufstellung dieses Bebauungsplanes erfolgt die Umweltprüfung mit der Erstellung und
Fortschreibung des Umweltberichtes.
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB insbesondere die Um-
weltbelange zu berücksichtigen. Dieser Umweltbericht betrachtet die einzelnen Schutzgüter und
deren Wechselwirkungen zueinander, soweit Informationen zum Stand des Vorentwurfes vorlie-
gen.
Die ersten Ergebnisse des separat erstellten Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (9)  sowie des
Grünordnerischen Konzeptes (10) zum B-Plan wurden in den Umweltbericht integriert.

1.1. Kurzdarstellung des Inhalts und der Ziele des Bauleitplans

Lage, Ziele und Umfeld sind in den Punkten 1 und 2 der Begründung beschrieben und werden an
dieser Stelle nicht wiederholt.
Es erfolgt die Überplanung einer Fläche, auf der bereits eine Nutzung vorhanden ist. Eine kleine
Teilfläche des Geltungsbereich überlagert den  B-Plan Nr. 2 Industriegebiet „Sachsen-Aanhalt Süd
An der B 180/L190 der ehemaligen Gemeinde Pretzsch.
Mit dem Bebauungsplan werden konkrete Festsetzungen für die künftige Schnittstelle mit 7 Bus-
buchten mit Untergliederung in Fahrbahnflächen, Bahnsteige und Grünflächen getroffen:

· Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
- Unterteilung in Erschließungsstraße, Fahrbahnen mit Busbuchten der

Schnittstelle, Bahnsteige und Wirtschaftsweg
· Maß der baulichen Nutzung:

- Zulässigkeit der Errichtung von Wartehallen bzw. Unterständen
· Grünordnerische Festsetzungen

- Öffentliche Grünfläche zur Landschaftgestaltung (Restflächen unmittelbar
angrenzend an die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung)

· Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und Flächen zum Anpflanzen
- Erhaltung vorhandener Gehölze und zur Pflanzung neuer Gehölze

· Flächen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
- Maßnahmen die aus dem Artenschutz resultieren
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Weiterführende Erläuterungen enthält Punkten 7 der vorliegenden Begründung. Der Punkt 9 der
Begründung enthält eine Flächenbilanz.

1.2. Ziele des Umweltschutzes mit Bedeutung für den Bauleitplan und die Art der Berück-
sichtigung der Ziele und Umweltbelange

Der Umweltschutz ist der Oberbegriff für die Gesamtheit der Maßnahmen zum Schutz der Umwelt
und zur Erhaltung der Gesundheit und Lebensgrundlagen des Menschen. Beeinträchtigungen sind
zu vermeiden, mit Naturressourcen soll sparsam umgegangen werden bzw. sind Schäden zu „re-
parieren“.

Für das B-Planverfahren ist die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten. Demnach sind die Vermeidung und der Ausgleich
erheblicher Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft in der Abwägung zu berücksichtigen.

Für Teile des Geltungsbereiches liegt aktuell Baurecht durch den BP Nr. 2 Industriegebiet Sach-
sen-Anhalt Süd „An der B180/ L190“vor.
In diesem Bebauungsplan werden für Teile des Plangebietes Festsetzungen unter anderem zu
Anpflanzungen getroffen. Für die vorhandene Wendeschleife im Plangebiet gibt es eine Eingriffs-
genehmigung mit Festlegungen zu Ersatzmaßnahmen.
Ausgehend von diesen Festlegungen erfolgt die Ermittlung des Eingriffes und des Kompensations-
bedarfes für die aktuelle Planung.
Eine Teilfläche im Süden des Plangebietes gehört zu einer ehemaligen Lehmgrube, die mit Müll
verfüllt und nach 1990 abgedeckt und bepflanzt wurde. Auch das zur Planung vorliegende Bau-
grundgutachten hat die Auffüllungen bestätigt und die Aussage getroffen, dass bei Eingriff eine
Entsorgung in die Deponieklasse 1 zu erfolgen hat.
Es gelten die allgemeinen Ziele des Umweltschutzes, wie Klimaschutz, Schutz der Schutzgüter
Boden, Wasser, Luft, Tiere, Pflanzen und deren Wechselwirkungen.

2. Beschreibung und Bewertung der in der Umweltprüfung ermittelten Umweltauswirkun-
gen

2.1. Bestandsaufnahme des Umweltzustands einschließlich der Umweltmerkmale, die
voraussichtlich erheblich beeinflusst werden

2.1.1 Planungsgebiet und weiterer Untersuchungsraumes

Das Plangebiet bzw. der Geltungsbereich des B-Planes wurden anhand der für die Planung ge-
genwärtig als erforderlich eingeschätzten Flächen festgelegt.
Ebenso erfolgte vorerst die Festlegung des Untersuchungsraumes. Dieser kann im Rahmen des
Scopings/ Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB bei Bedarf erweitert werden und auch
die Untersuchungstiefe/ Detaillierungsgrad der Umweltprüfung.
Aktuell umfasst der Untersuchungsraum den aktuellen Geltungsbereich.
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Die nächstgelegene schutzbedürftige Bebauung hinsichtlich der Auswirkungen auf das Schutzgut
Mensch (Immissionen) befindet sich in einer Entfernung von ca. 330 m und ist für das Vorhaben
damit nicht relevant.

2.1.2 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege

Nachfolgend werden der Umweltzustand und die besonderen Merkmale im Ausgangszustand für
jedes Schutzgut dargestellt. Es werden Vorbelastungen, besondere Empfindlichkeiten und wertge-
bende Merkmale beschrieben, sowie Hinweise für die Berücksichtigung im Zuge der weiteren pla-
nerischen Überlegungen und der Umsetzung des Vorhabens gegeben.
Es erfolgt eine Bewertung der aufgrund der Durchführung der Planung zu erwartenden Umwelt-
veränderungen.
Es werden Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich abgeleitet und aufge-
zeigt. Hierfür werden dem Umweltbericht die Ergebnisse von Fachplanungen und Untersuchungen
zugrunde gelegt (Baugrunduntersuchungen, Artenschutzfachbeitrag, Eingriffsermittlung und Be-
wertung).

2.1.2.1 Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt

Beschreibungen

„Innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich eine bereits bestehende Buswendeschleife mit
Haltestelle, welche im Jahr 2018 in Betrieb gegangen ist. Nördlich sowie südlich der Wendeschleife
schließen Grünland-, Ruderal- und Gehölzstrukturen an. Im Osten wird die Buswendeschleife
durch die Zufahrtsstraße zum Parkplatz Kaufland und im Westen durch einen Wirtschaftsweg be-
grenzt.
Entlang der asphaltierten Zufahrtsstraße sind Bäume und Sträucher in Form von ein- sowie mehr-
reihigen Strauch-Baumhecken zu finden.
Im südlichen Teil des Geltungsbereiches befindet sich ein eingefriedetes Gehölz.
Lediglich eins der unten aufgeführten Biotoptypen erfüllt Funktionen besonderer Bedeutung. Dabei
handelt es sich um die mehrreihige Heckenstruktur östlich der Zufahrtsstraße (potenziell § 22
NatSchG LSA geschütztes Biotop).

In dem zum Vorentwurf des B-Planes vorliegenden Grünordnerischen Konzept (10) erfolgte die
Kartierung der Biotoptypen gemäß Bewertungsmodell Sachsen- Anhalt.
Es wurden folgende Biotoptypen ermittelt:
Code Biotoptyp Beschreibung
HEC Baumgruppe/-bestand aus

überweigend heimischen Ar-
ten

Gehölz im südlichen Teil mit Bäumen im mittleren
Bestandsalter, bestehend vorwiegend aus Birke
(Betulus pendulus) sowie Pappel (Populus spec.)
mit gering ausgeprägter Strauchschicht.

HEX Sonstiger Einzelbaum Auf der Freifläche südlich der Wendeschleife ste-
hen vereinzelt Obstgehölze (Apfel, Kirsche, Birne).
Die vergleichsweise jungen Obstbäume haben im
Durchschnitt eine Wuchshöhe von ca. 3 m. Die
Bodenschicht besteht dort aus ruderalisiertem
Grünland.
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HHB Strauch-Baumhecke aus
überwiegend heimischen Ar-
ten

Das Artenspektrum der Heckenstrukturen setzt
sich vor allem aus Spitzahorn (Acer platanoides),
Schneeball (Viburnum opulus) Rotem Hartriegel
(Cornus sanguinea), Haselnuss (Corylus avel-
lana), Weißdorn (Crataegus spec.), Schwarzem
Holunder (Sambucus nigra), Rose (Rosa spec.),
Schwarzdorn (Prunus spinosa) zusammen.

GSB Scherrasen Rasenflächen hinter Bushaltestelle und im Bereich
der vorhandenen Wendeschleife

UDY Sonstiger Dominanzbestand  Übergangsbereich zwischen Rasenflächen Bus-
wendeschleife und Fläche mit Gehölzen im Süden

VWB Befestigter Weg mit Wasser-
gebundener Decke gepflastert
oder Spurbahn

Vorhandene Bushaltestelle und vorhandener Wirt-
schaftsweg

VSB Straße stark versiegelt Vorhandene Erschließungsstraße des GE und vor-
handene Buswendeschleife

VPZ Befestigter Platz Zufahrtsbereich zum Parkplatz Gewerbegebiet –
Bestand

„Von prüfungsrelevanten Farn- und Blütenpflanzen (Pteridophyta et Spermatophyta) liegen im
MTBQ 4937-SO und 4937-NO keine aktuellen Nachweise vor. Aufgrund der bekannten Verbrei-
tung der zu betrachtenden Arten sowie der Standortbedingungen des Untersuchungsgebietes,
kann ein Vorkom- men bewertungsrelevanter Farn- und Blütenpflanzen (Pteridophyta et Sperma-
tophyta) im Untersuchungsgebiet mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.
Es besteht aktuell kein Gefährdungspotenzial für bewertungsrelevante Farn- und Blütenpflanzen
und kein Erfordernis zu spezifischen Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Beeinträch-
tigungen und Gefährdungen für das zu prüfende Artenspektrum.
Das Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 bis 3 ist für Farn- und Blütenpflanzen
des zu prüfenden Artenspektrums nicht erkennbar.“(9)

Auswirkungen
betriebsbedingt
· Inanspruchnahme von Grundflächen
· Beseitigung von Vegetation
· Beseitigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten

baubedingt
· Lärmimmissionen, Staubentwicklungen durch Fahrzeuge und Baumaschinen
· Vergrämung von Arten durch Anwesenheit von Personen und Fahrzeugen
· Fallenwirkung insbesondere für Kleintiere durch Baugruben, Gräben uä.

betriebsbedingt
· Erhöhung der Befahrungsfrequenz
· Vergrämung von Tieren durch Anwesenheit von Personen
· Lärm- und Staubemissionen
· Tötung von Tieren durch Fahrzeugverkehr
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Erfassung  Fauna – lt. Artenschutzfachbeitrag

Im Artenschutzfachbeitrag (9) erfolgt die Bewertung des festgestellten prüfrelevanten Artenspekt-
rums hinsichtlich möglicher artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m.
Abs. 5 BNatSchG). Die Bearbeitung prüfungsrelevanter Artengruppen erfolgt durch eine Potenzi-
alanalyse; spezielle Erfassungen wurden bisher nicht gefordert.

„Zur Arterfassung ist grundsätzlich anzumerken, dass ausgehend von der Heterogenität und der
sukzessionsbedingten permanenten Dynamik in der Natur und somit auch im Untersuchungsgebiet
davon ausgegangen werden muss, dass jegliche Erfassungen des Artenspektrums eines Gebietes
ständigen Veränderungen unterliegt. Das im Rahmen der durchgeführten Erfassungen festge-
stellte Artenspektrum stellt deshalb eine „Momentaufnahme“ dar.
Im Zusammenhang mit den Begehungen wurde festgestellt, dass sich keine entsprechend § 28
NatSchG LSA relevante Greifvogelhorsten in einem Radius von 300 m um den Vorhabensort befin-
den. Es sind jedoch innerhalb des Gehölzbestandes zwei Greifvogelhorste/Großnester vorhanden,
welche als Brutplatz heimischer Greifvögel (Mäusebussard und Rotmilan) dienen können.
Eine Erfassung der einzelnen Artengruppen wurde im Zuge der Potenzialanalyse nicht durchge-
führt. Die ergänzenden Angaben zu den sonstigen vorhabenbezogen, prüfungsrelevanten Arten
entstammen aus den beiden Übersichtsbegehungen zur Abschätzung des vorhandenen faunis-
tischenpotenzials.“
„Die artbezogene Prüfung der als vorhabenrelevant ermittelten Arten erfolgt nachstehend in den
Tabellen 5 und 6 getrennt nach Artengruppen mit Kurzerläuterung zum Vorkommen bzw. zum Sta-
tus der betreffenden Arten am unmittelbaren Vorhabenort, d.h. ob der Baubereich/Wirkbereich
durch die Art als Brut-/ Reproduktionshabitat bzw. als Nahrungshabitat oder als sonstiger Lebens-
raum vergleichs- weise regelmäßig genutzt wird und ob davon ausgehend eine erhebliche (rele-
vante) Wirkempfindlichkeit für die Art abzuleiten ist.
Das hier durchzuführende Prüfniveau hinsichtlich möglicher Konflikte zu artenschutzrechtlichen
Bestimmungen erfolgt angepasst an die naturschutzfachliche Bedeutung der jeweiligen Art. In Er-
gänzung zu den Tabellen 5 und 6 wird zusammenfassend eine verbal-argumentative Bewertung
unter besonderer Berücksichtigung wertgebender Arten bzw. nach Artengruppen - oder wo sinnvoll
- unter Beachtung „ökologischer Gilden“ vorgenommen. Des Weiteren erfolgen entsprechende
Vorgaben zu erforderlichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen.

Säugetiere (Mammalia), inkl. Fledermäuse
Für die Artengruppe konnte auf Grund des Standortes keine Planungsrelevanz ermittelt werden.
Das vorhandene Gehölz weist auf Grund des geringen Stärkewachstums der Einzelbäume sowie
der Dichtheit der Gehölzstruktur keine geeigneten Habitatqualitäten als Reproduktionsstätte auf.
Es besteht somit keine Gefährdung für die Beseitigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für
die bewertungsrelevanten Arten, somit auch das Eintreten des Tötungstatbestandes ausgeschlos-
sen werden.

Der Geltungsbereich ist zwar als Jagd- bzw. Nahrungshabitat der Artengruppe einzustufen, Beein-
trächtigungen lassen sich hier jedoch nicht erkennen, welche auf die Gruppe der Fledermäuse und
sonstigen Säugetiere wirken können. Der Grund hierfür liegt v.a. bei der geringen Flächengröße
in- nerhalb der bis mehrere Quadratkilometer großen Jagdgebiete der Einzelarten.
Objekt-, bau und betriebsbedingte Auswirkungen lassen sich nicht prognostizieren.
Das Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 bis 3 ist für Säugetiere des zu prüfen-
den Artenspektrums nicht erkennbar.

Generell ist jedoch in Zusammenhang mit einer Beleuchtung des Busbahnhofes auf eine arten-
schutzkonforme Beleuchtung entsprechend den Guidelines for consideration of bats in linghtning
projects (EUROBATS, 2018) zu achten.



Exe
mpla

r fr
üh

ze
itig

e B
ete

ilig
un

g n
ac

h §
 3 

Abs
. 1

 un
d §

 4 
Abs

. 1
 Bau

GB

Gemeinde Meineweh
Bebauungsplan Nr. 9 „Busschnittstelle“ 30

Begründung Vorentwurf in der Fassung vom 23.05.2019

Lurche und Kriechtiere (Amphibia et Reptilia)

Von prüfungsrelevanten Lurchen und Kriechtieren (Amphibia et Reptilia) liegen im MTBQ 4937-SO
und 4937-NO aktuell Nachweise, der Kreuzkröte (Bufo calmatia), der Knoblaukröte (Peleobatus
fus- cus), der Wechselkröte (Bufo viridis), des Kammmolch (Triturus cristatus) und der Zau-
neidechse (La- certa agilis) vor.
Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine geeigneten Fortpflanzungs- und Ruhestätten
für Amphibien, da die vorhandenen Strukturen nicht dem Lebensraum der Arten entsprechen. Es
befin- den sich jedoch im Umkreis von 400 bis 500 m mehrere Gewässer, welche auch als  Laich-
habitat für o.g. Arten genutzt werden können. Eine Durchwanderung ist somit nicht ausgeschlos-
sen, eine daraus resultierende Gefährdung wird jedoch als gering eingestuft, da es sich bei den
Wanderungen meist um Einzelexemplare handelt. Massenwanderungen sind aus diesem Gebiet
nicht bekannt.
Nach GLANDT, 2015 verfügt der Kammmolch über nur einen sehr beschränkten Aktionsradius von
meist nicht mehr als 100 m um sein Laichgewässer, eine Beeinträchtigung der Art kann somit im
vorliegenden Fall nicht prognostiziert werden.
Zauneidechse besiedeln offene strukturreiche Flächen mit häufigem Wechsel von lichten und dich-
ten Vegetationsstrukturen, wie sie z. B. auf Brachen und auch in Randbereichen von Siedlungen
und Gärten zu finden sind. Ein Vorkommen der Art kann somit nicht ausgeschlossen werden und
ist im Zusammenhang mit der Konfliktanalyse einer Bewertung zu unterziehen.

Tabelle 5: Bestand sowie Betroffenheit bewertungsrelevanter Lurche und Kriechtiere
(Abschichtungsliste)

Legende

Legende

RL ST Gefährdungskategorie (Rote Liste) in Sachsen-Anhalt, nach ZUPPKE (2015)
RL D Gefährdungskategorie (Rote Liste) in Deutschland, nach KÜHNEL et al. (2009a,b)
FFH Art nach Anhang II o. IV der FFH-Richtlinie
§ besonders geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG
§§ streng geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG
LVwA Art der Liste ArtSchRFachB (SCHULZE et al. 2008)

Deutscher
Name

Wissenschaftl.
Name

RL
ST

RL
D

FFH/
VS-
RL

BNat
Sch

G

Bemerkungen,
Relevanzprüfung

erhebliche Betrof-
fenheit/Gefährdung
gem. § 44 Abs. 1
BNatSchG

LURCHE UND KRIECHTIERE (AMPHIBIA ET REPTILIA)
LURCHE Amphibia
Froschlurche Anura

Knoblauchkröte Pelobates fus-
cus V 3 IV §§

meso- bis eutrophe pflan-
zenreiche und gut besonnte
Gewässer, aber auch Tem-
porärgewässer, in unmittel-
barer Nähe zu Landlebens-
räumen mit gut grabbaren
Böden; Tallagen der Weißen
Elster sind mehr oder min-
der dicht besiedelt;
pot. Reproduktionshabitate
im Bereich angrenzender
Senken
Bewertungsrelevant (AFB)

keine
unter Maßgabe der
Minderungs- und
Vermeidungsmaß-
nahmen
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Wechselkröte Bufo viridis 2 3 IV §§

Besiedelt u. a. Restwasser-
tümpel im Umfeld größerer
Flüsse und Flachwasserzo-
nen von mittelgroßen Ge-
wässern; Verbreitungs-
schwerpunkt in der Mitte
und Süden Sachsen-Anhalts
pot. Reproduktionshabitate
im Bereich angrenzender
Senken
Bewertungsrelevant (AFB)

keine
unter Maßgabe der
Minderungs- und
Vermeidungsmaß-
nahmen

KRIECHTIERE REPTILIA
Echsen Sauria

Zauneidechse Lacerta agilis 3 V IV §§

Offene, strukturreiche Flä-
chen mit häufigem Wechsel
von lichten und dichten Ve-
getationsstrukturen, z. B.
Brach- und Ruderalflächen,
wärmegetönte Randstreifen,
Gärten
Bewertungsrelevant (AFB)

keine
unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen

Die projektspezifisch relevanten Wirkungen (Wirkprognose), lassen folgende artenschutzrechtli-
chen Konflikte erkennen, wodurch sich Auswirkungen des Vorhabens auf Lurche und Kriechtiere
nicht grundsätzlich auszuschließen lassen:

Objektbedingte Auswirkungen
Durch den Busbahnhof selbst gehen keine Gefährdungen für die Zauneidechse aus.
Die Grundflächen der technischen Anlage und Nebenanlagen weisen keine grabbaren Böden auf,
so dass eine Überwinterung und die Eiablage ausgeschlossen werden kann. Die Randbereiche
des Geltungsbereiches können in der bisherigen Form als Lebensraum genutzt werden, da durch
das Erhaltungsgebot im Bebauungsplaneine maßgebliche Veränderung der Flächen nicht zulässig
ist und so auch die Erhaltung möglicher Lebensräume gewährleistet werden kann.

Baubedingte Auswirkungen
Im Vorfeld der Beanspruchung von Ruderal- und Grünlandflächen sind diese auf die Nutzung durch
Lurche und Kriechtiere zu untersuchen. Es sind hier im Vorfeld der Baumaßnahme in den Berei-
chen, welche für die Erhaltung der Vegetation definiert sind entsprechende habitataufwertende
Maßnahmen (Schaffung von Tagesverstecken) durchzuführen um eine mögliche Verbringung von
Einzelindividuen aus dem Baubereich in ein noch nicht besetztes Habitat ermöglichen zu können.
Die Größe der Einzelmaßnahme ist abhängig vom Standort und auf Grund der örtlichen Verhält-
nisse variierend zwischen 20 und 40 m² (VART 1, VART 4).
Baubedingte Auswirkungen sind für Amphibien und Reptilien (und andere Kleintiere) prinzipiell in
der Bauphase durch das Vorhandensein von Baugruben etc. denkbar, die als Fallen wirken kön-
nen, in welche Individuen hineinfallen und verenden können. Nicht vermeidbare Baugruben sind
abzudecken und täglich zu kontrollieren. Aufgefundene Individuen sind wie o.g. zu verbringen (VART
2).
Die Bauarbeiten werden ausschließlich während der Tagesstunden durchgeführt. Um eine Ein-
wanderung in den Bereich der Baustelle zu vermeiden, ist der Baustellenbereich zu den angren-
zenden im Geltungsbereich randlich befindlichen Vegetationsstrukturen mittels Amphibienschutz-
zaun abzugrenzen (VART 1). Hierbei ist der Funktionserhalt über den Zeitraum der Baustellentätig-
keit im Zeitraum April bis Ende Oktober zu gewährleisten. Auf Grund der weitestgehend nächtli-
chen Aktivität der Amphibien sind hier Gefährdungen nicht prognostizierbar.

Betriebsbedingte Auswirkungen
Betriebsbedingt ist hier mit einer geringfügigen Zunahme des Busverkehrs zu rechnen. Auf Grund
der Vibrationsempfindlichkeit der Art lassen sich hier Tötungen von Individuen jedoch nicht im er-
heblichen Maß prognostizieren.
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Auch der Tatbestand der Störung mit populationserheblichem Ausmaß lässt sich nicht herleiten,
da es sich hierbei um einen Busbahnhof mit Wendschleife in geringer und temporär beschränkter
Frequentierung und nicht um eine permanent befahrende Straße handelt.
Die im Zusammenhang mit der Baustelleneinrichtung herzustellenden Habitate tragen dazu bei,
den Aktionsraum zu lenken und von den verkehrlichen Nutzflächen zu entfernen.
Im Hinblick auf die Amphibienfauna, welche weitestgehend nachtaktiv ist, sind keine Beeinträchti-
gungen zu erwarten, da der Busverkehr hier nochmals in seine ohnehin schon geringen Aktivität
abnahmen wird.

Käfer (Coleoptera)
Von prüfrelevanten Käfern (Coleotera) liegen keine aktuellen Nachweise vor.
Nachweise vor. Auch entsprechen die vorhandenen Habitatstrukturen nicht den Anforderungen der
Bewertungsrelevanten Arten. Somit besteht aktuell kein Gefährdungspotenzial für Käfer und kein
Erfordernis zu spezifischen Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen
und Gefährdungen. Das Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 bis 3 ist für Käfer
des zu prüfenden Artenspektrums nicht erkennbar.

Schmetterlinge (Lepidoptera)
Von prüfungsrelevanten Schmetterlingen (Lepidoptera) liegen im MTBQ 4937-SO und 4937-NO
keine aktuellen Nachweise vor. Aufgrund der bekannten Verbreitung der zu betrachtenden Arten
sowie der Standortbedingungen des Untersuchungsgebietes, kann ein Vorkommen bewertungs-
relevanter Schmetterlinge im Untersuchungsgebiet mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen
werden.
Es besteht aktuell kein Gefährdungspotenzial für bewertungsrelevante Schmetterlinge und kein
Erfordernis zu spezifischen Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen
und Gefährdungen für das zu prüfende Artenspektrum.
Das Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 bis 3 ist für Schmetterlinge des zu
prüfen- den Artenspektrums nicht erkennbar.

Libellen (Odonata)

Von prüfungsrelevanten Libellen (Odonata) liegen im MTB 4937-SO und 4937_NO aktuell Nach-
weise der Asiatischen Keiljungfer (Gomphus flavipes) und der Grünen Flussjungfer (Ophio-
gomphus cecilia) vor. Diese sind jedoch als Fließgewässerarten für das Untersuchungsgebiet irre-
levant.
Es besteht aktuell kein Gefährdungspotenzial für bewertungsrelevante Libellen und kein Erforder-
nis zu spezifischen Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen und Ge-
fährdun- gen für das zu prüfende Artenspektrum.

Weichtiere (Mollusca)

Von prüfungsrelevanten Weichtieren (Mollusca) liegen im MTBQ 4937-SO und 4937-NO keine ak-
tuellen Nachweise vor. Aufgrund der bekannten Verbreitung der zu betrachtenden Arten sowie der
Standortbedingungen des Untersuchungsgebietes, kann ein Vorkommen bewertungsrelevanter
Weichtiere im Untersuchungsgebiet mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.

Es besteht aktuell kein Gefährdungspotenzial für bewertungsrelevante Weichtiere und kein Erfor-
dernis zu spezifischen Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen und
Gefährdungen für das zu prüfende Artenspektrum.
Das Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 bis 3 ist für Weichtiere des zu prüfen-
den Artenspektrums nicht erkennbar.
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Vögel
Im MTBQ 4937-SO und 4937-NO liegen aktuelle Nachweise von zahlreichen Vogelarten vor, von
denen jedoch nur ein Teil auch im Untersuchungsgebiet als Brutvogel zu erwarten ist bzw. nach-
gewiesen wurde. Eine Relevanz des Untersuchungsgebietes für Zug- und Rastereignisse kann
der geringen Fläche und Strukturierung sowie der direkten Lage an einen stark frequentiertem
Industriegebiet ausgeschlossen werden.

Die im Rahmen der Relevanzprüfung ermittelten Vogelarten sind in nachstehender Tabelle aufge-
listet.
Tabelle 6: Bestand sowie Betroffenheit bewertungsrelevanter Vögel (Abschichtungsliste)

Legende

RL ST Gefährdungskategorie (Rote Liste) in Sachsen-Anhalt, nach SCHÖNBRODT & SCHULZE (2017)
RL D Gefährdungskategorie (Rote Liste) in Deutschland, nach GRÜNEBERG et al. (2015)
VS-RL Art nach Anhang I Vogelschutz-Richtlinie
§ besonders geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG
§§ streng geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG

Deutscher
Name

Wissenschaftl.
Name

RL
ST

RL
D

FFH/
VS-
RL

BNat
Sch

G

Bemerkungen,
Relevanzprüfung

erhebliche Betrof-
fenheit/Gefährdung
gem. § 44 Abs. 1
BNatSchG

Feldlerche Alauda
arvensis 3 3 - §

Bodenbrüter in der Agrarland-
schaft, Bruten überwiegend auf
Ackerflächen aber auch in deren
Randbereichen

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Grauammer Miliaria
calandra V V - §§

Bodenbrüter der offenen, ebe-
nen und Gehölzarmen Land-
schaften

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Neuntöter Lanius collurio V - X §

Gebüschbrüter, benötigt dornige
Gebüschstrukturen innerhalb
des Brut- und Jagdhabitats

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Schafstelze Motacilla flava - - - §

Bodenbrüter in dichter Vegetati-
on der weitgehend offenen und
Gehölzlosen Landschaft.

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Amsel Turdus merula - - - §

Gebüsch- und Baumbrüter,
Nischenbrüter

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Buchfink Fringilla coe-
lebs * A* - -

Freibrüter in Laub- und Nadel-
gehölzen der Wälder und Ge-
hölzbestände

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Elster Pica pica * *A - -

Freibrüter in Laub- und Nadel-
gehölzen der Wälder und Ge-
hölzbestände

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar
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Goldammer Emberiza
citrinella * VA - -

Boden- bzw. Freibrüter u.a. in
frühen Sukzessionsstadien der
Bewaldung sowie offenen und
halboffenen Landschaften

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und

Deutscher
Name

Wissenschaftl.
Name

RL
ST

RL
D

FFH/
VS-
RL

BNat
Sch

G

Bemerkungen,
Relevanzprüfung

erhebliche Betrof-
fenheit/Gefährdung
gem. § 44 Abs. 1
BNatSchG
Störungssachverhalte
erkennbar

Grünfink Carduelis
chloris * A* - -

Freibrüter in der strukturreichen
Landschaft mit lockeren Baum-
beständen

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Mönchsgras-
mücke

Sylvia at-
ricapilla * A* - -

Freibrüter innerhalb der locker
gehölzbestandenen Landschaft

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Nachtigall Luscinia me-
garhynchos * *A - -

Freibrüter der halboffenen,
gehölzbestandenen Kulturland-
schaft

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Ringeltaube Columba
palumbus

*

*A - -

Freibrüter der offenen Kultur-
landschaft mit Baumgruppen

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Rotkehlchen Erithacus
rubecula

*

*A - -

Bodenbrüter im Bereich der
heckenbestandenen Kulturland-
schaft

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Stieglitz Carduelis
carduelis

*

*A - -

Freibrüter in der strukturreichen
Landschaft mit lockeren Baum-
beständen

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Zaunkönig Troglodytes
troglodytes

*

*A - -

Frei- und Nischenbrüter in der
halboffenen Landschaft mit
Feldgehölzen

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Zilpzalp Phylloscopus
collybita

*

*A - -

Bodenbrüter in Gehölzen mit-
krautiger Strauchschicht

unter Maßgabe der
Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen
sind keine Zugriffs- und
Störungssachverhalte
erkennbar

Bei den o.g. Arten handelt es sich um Arten, bei welchen eine Nutzung des Geltungsbereiches als
Fortpflanzungs- und Ruhestätte nicht ausgeschlossen werden kann.

Alle weiteren in Tabelle 4 aufgeführten Vogelarten sind in ihnen Fortpflanzungs- und Ruhestätten
auf andere Brutstrukturen angewiesen, welche sich nicht innerhalb des Geltungsbereiches befin-
den, so dass auch eine Eintreten der Verbotstatbeständen gem. § 44 Abs. 1 bis 3 BNatSchG aus-
geschlossen werden können.
Greifvogelhorste oder -niststätten, welche eine Planungsrelevanz entsprechend § 28 NatSchG
LSA besitzen wurden im Umkreis von 300 m nicht festgestellt. Es befinden sich jedoch 2 Großnes-
ter inner- halb der Gehölzstruktur, ein Brutgeschehen konnte hier nicht festgestellt werden. Bei der
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Maßnahmenumsetzung bleiben diese erhalten, so dass hier keine Beseitigung von Fortpflanzungs-
stätten er- folgt.
Aus den unter Pkt. 1.3. dargestellten projektspezifischen relevanten Wirkungen (Wirkprognose),
sind folgende artenschutzrechtliche Konflikte für Vogelarten durch das Vorhaben nicht auszu-
schließen:

Bau- und objektbedingte Auswirkungen
Kleinvogelarten, die im Regelfall in jeder Brutsaison ein neues Nest bauen, sind durch Gehölzbe-
seitigung weniger von Habitatverlust betroffen. TRAUTNER & LAMBRECHT  (2005) führen dazu
aus, dass praktisch nicht denkbar ist, dass der Erhaltungszustand weit verbreiteter Arten durch ein
Vorhaben verschlechtert wird. Auch LOUIS (2002) stellt hierzu fest, dass geschützte Nist-, Brut-,
Wohn- oder Zufluchtsstätten, die nur temporär, z. B. während einer Brut- oder Überwinterungssai-
son bestehen, nicht die Verbotstatbestände erfüllen, da sich die betroffenen Tiere in der neuen
Saison ohnehin neue Stätten schaffen (siehe hierzu auch LANA 2010). Speziell für offen brütende
Gehölzbewohner sind im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang eine ausreichende Zahl ge-
eigneter Ersatzgehölze vorhanden. Entsprechend § 44 Abs. 5 BNatSchG liegt somit kein Verbot
nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vor (vgl. auch LANA 2010).

Im Zuge der Baufeldvorbereitung kann es zu einem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten
der Frei- und Gehölzbrüter kommen. Bei einer Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setz-
zeit (Ende März bis Ende Juli) kann ein Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG
weitestgehend ausgeschlossen werden (VART 3). Auf Grund der geringen Flächengröße werden
keine vollständigen Reviere beeinträchtigt, so dass davon ausgegangen werden kann, dass hier
ausreichende Ausweichflächen, auch im Hinblick auf die festgesetzten Erhaltungsflächen, aber
auch Flächen für die Anlage von Bäumen und Sträuchern vorhanden sind.

Hinsichtlich der Lärmwirkung (insbesondere Dauerlärm) liegen Aussagen hinsichtlich der Auswir-
kung auf Tierarten vor allem für die Artengruppen Säugetiere und Vögel vor, jedoch vorwiegend in
Verbindung mit Verkehrslärm an vielbefahrenen Straßen.
Durch verschiedene Autoren (MACZAY & BOYE 1995, KLUMP 2001, GLITZNER et al. 1999,
RECK et al. 2001, KIELER INSTITUT FÜR LANDSCHAFTSÖKOLOGIE 2007) ist belegt, dass Stö-
rungen und physiologische Schäden durch Lärm – vor allem bei Vögeln – erst ab Pegeln von kurz-
zeitig 100 dB(A) bzw. bei dauerhaft auftretenden Pegeln von 75 dB (A) relevant sind. Auch können
ähnlich hohe Schallpegel eine Überdeckung der Wahrnehmungen (z. B. Hören von Beute oder
Feinden, Reviergesang) verursachen, jedoch auch bei geringer Schallintensität kann es zu Nega-
tivreaktionen (z. B. Fluchtreaktion) führen, wenn diese z. B. mit Gefahrenquellen assoziiert werden
(hier tritt allerdings nach RECK et al.2001 schnell ein Gewöhnungseffekt ein).
Insgesamt liegen jedoch zu möglichen Auswirkungen von Schall auf Tierarten nur in geringem Um-
fang gesicherte Erkenntnisse vor. Die meisten Schallergebnisse sind hinsichtlich ihrer Lästigkeit
und biologischen Wirkung so wenig erforscht, dass sie weiterhin im Einzelfall jeder Planung indivi-
duell beurteilt werden müssen (RECK, Vorwort zur Tagung Lärm und Landschaft, Bundesamt für
Naturschutz, 2001).
Grundsätzlich ist im Planfall davon auszugehen, dass die gesetzlichen Anforderungen (z. B. AVV
Bau- lärm) eingehalten werden, d.h. die für den Menschen geltenden Grenzwerte hier den Maßstab
bilden.
Durch die Anwesenheit von Personen und Baulärm sind Vergrämungen von Vogelarten im Umfeld
während der Bauphase nicht grundsätzlich auszuschließen. Anthropogene Störungen durch den
Bau- stellebetrieb sind dabei vor allem auf den unmittelbaren Baustellenbereich begrenzt, d. h.
dass die Avifauna der abseits des Baufeldes liegenden Biotopstrukturen, ausgehend von den be-
kannten Fluchtdistanzen der jeweiligen Arten (vgl. FLADE 1994), kaum betroffen ist.
In Verbindung mit der Baudurchführung nicht auszuschließende Störung infolge Aufenthalt von
Personen und Technikeinsatz sind durch Einhaltung der Bauzeiten sowie durch Einhaltung der
Vorschriften zum Baulärm (AVV Baulärm, s.o.) entsprechend einzugrenzen.
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Von Baumaschinen und -fahrzeugen oder Baugruben geht für die meisten Vögel infolge ihrer Mo-
bilität lediglich ein geringes Gefahrenpotenzial aus. Staubemissionen durch Bau- und Transport-
fahrzeuge sind ausgehend von den jahreszeitlichen Aspekten und von der Witterung bei Bauarbei-
ten grundsätzlich nicht auszuschließen. Sie treten vornehmlich bei trockenem Wetter auf und be-
treffen vor allem den Bereich des Baufeldes und dessen unmittelbares Umland. Erhebliche Aus-
wirkungen auf Vögel sind dadurch nicht erkennbar.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte Auswirkungen lassen sich auf Vögel v.a. durch Lärm, d.h. Vergrämung prognos-
tizieren. Die Beurteilung ist auf Grund der geringen Frequentierung durch Fahrzeugverkehr in Ana-
logie mit den baubedingten Auswirkungen als unerheblich einzustufen.
Eine betriebsbedingte Tötung von Individuen ist bei einem Normalbetrieb der Anlage nicht prog-
nostizierbar.

Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der  Avifauna

Zusammenfassend sind folgende Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der
Avifauna vorgesehen:
VART 3 – Bauzeitenbeschränkung (für Baufeldfreimachung und bei nachweislichem Brutgesche-
hen)
Unter Maßgabe der o.g. genannten Minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen ist ein Auslösen
von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 bis 3 nicht erkennbar.“(9)

Ergebnis
Die Übersicht der mit dem B-Plan festgeschriebenen Maßnahmen zum Artenschutz (VART1 -4)
enthält der Punkt 6 der Begründung des B-Planes.
„In Verbindung mit dem geplanten Vorhaben sind erhebliche Auswirkungen auf prüfungsrelevante
Tierarten nicht grundsätzlich auszuschließen. Zur Vermeidung von Zugriffs- und Störungsverboten
in Sinne § 44 Abs. 1 BNatSchG wurden entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmaßnah-
men sowohl nach Artengruppen bzw. ökologischen Gilden als auch ergänzend dazu für Schlüssel-
arten artspezifisch festgelegt.

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen zum speziellen Artenschutz im Sinne § 44 Abs. 1 sowie
zur Einhaltung der dazu erforderlichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ist eine ökolo-
gische Bauüberwachung durch einen fachlich geeigneten Personenkreis durchzuführen.

Unter Berücksichtigung dieser Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ist die Einhaltung der
Vor- gaben des speziellen Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG vorauszusetzen. Ausnah-
men bzw. Befreiungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG sind in Verbindung mit dem geplanten Vor-
haben nicht erforderlich.“(9)

In Verbindung mit dem Vorhaben erfolgt ein Eingriff in Natur und Landschaft entsprechend den §
14 und 15 BNatSchG, welche durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landespflege zu
kompensieren sind. Die Kompensation des Eingriffs erfolgt auf Flächen innerhalb und außerhalb
des Geltungsbereiches.
Aktuell gilt es noch geeignete Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches für einen Umfang
von 12815 Biotopwertpunkten festzulegen.
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2.1.2.2 Boden und Fläche

Beschreibungen

Das Untersuchungsgebiet befindet sich auf der Hermundurischen Scholle im südöstlichen
Harzvorland am östlichen Rand der Naumburger Mulde und ist der geologischen Formation des
Buntsandsteins zuzuordnen. Der in größeren Teufen anstehende mittlere Buntsandstein wird ört-
lich vom ungegliederten Buntsandstein überlagert. Die Formation des Buntsandsteins wird von
Geschiebe- bis Lößlehm in starker Mächtigkeit überdeckt.(1)
Die Bodenwertzahlen in der Gemeinde liegen vorrangig zwischen 60 und 80.
Die Flächen des Geltungsbereiches werden nicht landwirtschaftlich genutzt. Der östliche Teil mit
der Erschließungsstraße und dem Bussteig sind vorhanden und versiegelt. Weiterhin befindet sich
seit 2017 westlich der Erschließungsstraße eine asphaltierte Wendeschleife für Busse.
Im Süden des Geltungsbereiches befindet sich eine eingezäunte Fläche. Bei dieser handelt es sich
um die „Alte Lehmgrube“ die vor 1990 mit Müll verfüllt wurde, später abgedeckt und bepflanzt
wurde. Die Fläche wird unter der Nummer 3170 als Altlastverdachtsfläche im Kataster des Burgen-
landkreises geführt.
Im Westen verläuft der Wirtschaftsweg (Pretzscher Weg) von der L 190 bis zur Ortslage Pretzsch.
Dieser ist ein geschotterter und damit bereits teilversiegelter Weg.
Die verbleibenden Flächen sind Grünflächen welche teilweise mit Gehölzaufwuchs bestanden
sind.

Der Boden nimmt verschiedene Funktionen wahr. Er hat Lebensraumfunktion für Menschen, Pflan-
zen, Tiere und Bodenorganismen, Funktionen als Bestandteil des Natur-, Wasser- und Nährstoff-
haushalts. Hinzu kommt die Funktion als Abbau-, Ausgleichs-und Aufbaumedium sowie als Archiv
der Natur-und Kulturgeschichte.
Das Ziele des Bodenschutzes besteht darin, die Inanspruchnahme auf das unerlässliche Maß zu
Beschränken. Die Inanspruchnahme von Böden ist auf Flächen zu lenken, die vergleichsweise von
geringerer Bedeutung für die Bodenfunktionen sind.
Ein Ausweichen auf andere Standorte mit schlechteren Böden ist auf Grund der topographischen
und infrastrukturellen Gegebenheiten nicht möglich.

Gemäß Übersichtskarte der Böden des Landesamtes für Geologie und Bergwesen stehen im Plan-
gebiet Böden Lößtieflehm-Schwarzerden bis Braunschwarzerden an.
Diese haben ein hohes bis sehr hohes landwirtschaftliches Ertragspotential.
Die aktuelle und potentielle bodenkundliche Feuchte ist als mäßig frisch bis mäßig trocken einzu-
stufen.

Auswirkungen

Es erfolgt mit der geplanten Maßnahme eine weitere Versieglung von Boden und damit die Zerstö-
rung bzw. Beeinträchtigung von Bodenfunktionen.

· Zerstörung als Standort für natürliche Vegetation,
· Veränderung der Bodenstrukturen
· Beeinträchtigung bzw. Verlust der Funktion zur Regelung des Wasserhaushaltes und der
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Grundwasserneubildung in geringem Umfang,
· Die Filterfunktion gegen Schadstoffe aus der Luft und durch Oberflächenwasser steht nicht
mehr zur Verfügung.
· Archiv der Natur- und Kulturgeschichte wird verändert bzw. beeinträchtigt.

Baubedingte Auswirkungen können durch Baustelleneinrichtungen, Material- und Erdstofflager
entstehen. Es gibt im Plangebiet und im Nahbereich versiegelte Flächen die hierfür zu nutzen sind.

Ergebnis

Die Versiegelung/Überbauung der Grundstücksflächen soll auf ein Minimum reduziert werden.
Der Verlust als Pflanzenstandort und Schadstofffilter ist nicht ausgleichbar. Anders stellt es sich
bei der Regelung des Wasserhaushaltes durch Versiegelung dar.
Unbelasteter Mutterboden ist zu sichern, d.h. vor Baubeginn ist dieser von den zu bebauenden
Flächen abzutragen und entsprechend zu lagern und einer Nutzung zuzuführen.
Anfallender Aushub soll soweit wie möglich und bei Nachweis der Geeignetheit einer Verwertung
wieder vor Ort zugeführt werden. Die einschlägigen Bestimmungen zur Deklaration (Anforderun-
gen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen-Technische Regeln – LAGA 20 i.d.F.v.
Nov. 2004 sind dabei zu beachten. Bei Verwertung außerhalb der Baumaßnahme sind die Best-
immungen des Bundesbodenschutzgesetzes v. 17.03.1998 (BBodSchG), veröffentlich im BGBI.
1998, Teil I Nr. 16 sowie andere geltende öffentlich-rechtliche Vorschriften vorrangig zu beachten.
Des Weiteren sind für den vor Ort wieder einzubauenden Bodenaushub die Vorschriften und Pflich-
ten nach §§ 2, 4, 6 und 7 BBodSchG zum Schutz der natürlichen Bodenfunktion, Bodenstrukturen
und Bodenfruchtbarkeit sowie nach § 12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BBodSchV) zu beachten.

Sollten organoleptische Auffälligkeiten (Geruch, Bodenfärbung) auftreten, ist umgehend die untere
Abfall- und Bodenschutzbehörde zu informieren.
Besondere Sorgfaltspflicht ist beim Bodenaushub im Bereich der Altlastverdachtsfläche
geboten, um Vermischungen  von Böden und ggf. Ausspülungen von Schadstoffen zu verhindern.

Beschränkung des Befahrens bzw. des Technikeinsatzes während der Bauphase auf den eigent-
lichen Baubereich im Rahmen der Ausführung.

Weitestgehende Nutzung vorhandener Wegestrukturen während der Bauphase, vor allem wäh-
rend des Transportes von schweren Gütern, wie z.B. Bau- und Anlagenteile etc.

Die Beeinträchtigung des Schutzgutes Bodens wird aufgrund der Vorbelastungen und bei entspre-
chender Sorgfaltspflicht im Rahmen der Bauausführung als gering eingestuft.

2.1.2.3 Wasser

Beim Schutzgut Wasser sind die Bereiche Grundwasser und Oberflächenwässer zu unterscheiden.
Ziel ist es die Flächenversieglung auf das notwendige Maß zu reduzieren.

Beschreibung
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Oberflächenwasser
Der Untersuchungsraum gehört zum Einzugsgebiet der Wethau und des Rippach. Im benachbar-
ten BP-Gebiet (BP Nr. 2 der ehemaligen Gemeinde Pretzsch) befindet sich im Norden ein naturnah
angelegtes Regenrückhaltebecken zur Pufferung des Oberflächenwassers aus dem Industriege-
biet. An dieses ist über das vorhandene Leitungsnetz auch die vorhandene Wendeschleife ange-
schlossen. Das im Bereiche der Schnittstelle hinzukommende Oberflächenwasser soll ebenfalls
eingeleitet werden.  Eine Versickerung vor Ort ist aufgrund der Böden und der in der Nähe befind-
lichen Altlastverdachtsfläche nicht angezeigt. Daher erfolgt die Einleitung des anfallenden Nieder-
schlagswassers in das öffentliche Netz.

Grundwasser
 „In den Sondierungen im Rahmen der Baugrunduntersuchungen wurde bis 4m Tiefe kein Grund-
oder Schichtenwasser angetroffen. Lt. Gutachten(1) ist jedoch damit zu rechnen, dass sich in der
Auffüllung aus Bauschutt und Müll temporär Schichtenwasser aufstaut.

Weiter östlich an der B 180 (außerhalb des Geltungsbereiches) befinden sich zwei Grundwasser-
messstellen des Landesbetriebes für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt
(LHW). Am 20.11.2017 wurden die Wasserstände in den beiden Grundwassermessstellen aufge-
nommen. In den Messstellen werden zwei unterschiedliche Wasserleiter gemessen.
Es wurden folgende Wasserstände gemessen:

Wasserstand
gemessen zur
POK [m]

Wasserstand
in [m] u. GOK

Wasserstand
in m NHN

Pegel 2a/92 6,92 5,85 246,31

Pegel 2b/92 10,50 9,82 242,31

Tab.   Wasserstände 20.11.2017 in den GW-Messstellen“ (1)

In den ausgeführten Sondierungen wurde bis in 4,0 m Tiefe kein Grund- oder Schichtenwasser
angetroffen.

Auswirkungen
Anlagebedingt wird mit der Zerstörung der Bodenfunktionen durch Versiegelung die Versickerung
und Rückhaltung des Oberflächenwassers auf der betroffenen Fläche stark vermindert und die
Grundwasserneubildung verringert. Die zusätzliche Versieglung beläuft sich auf ….m² und ist ver-
hältnismäßig gering.
Für die geplanten Fahrbahnen bedarf es einer Vollversieglung um eine lange Lebensdauer der
Flächen zu gewährleisten und um die Lasten und Kräfte des Busverkehrs aufzunehmen.
Die Bussteige können mit einer Teilversieglung (Pflaster) ausgeführt werden und die Rand- und
Restbereiche erhalten eine Begrünung mit Rasen und werden somit nicht versiegelt.
Da für das Vorhaben bereits ein Vorentwurf für das konkrete Vorhaben vorliegt, können im B-Plan
bereits sehr detaillierte Flächenfestlegungen getroffen werden.
Auch ist mit Blick auf die südlich gelegene Altlastverdachtsfläche in diesem Fall die Ableitung sogar
günstiger um Ausspülungen zu vermeiden.
Baubedingt besteht immer eine mögliche Grundwassergefährdung durch Baufahrzeuge
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Ergebnis
Für den Umgang mit der Altlastverdachtsfläche im Rahmen der Bauausführung  und der Frage der
Wasserableitung im Bauzeitraum sind im Rahmen der Ausführungsplanung Abstimmungen mit der
Unteren Abfallbehörde durchzuführen, um Beeinträchtigungen zu verhindern.

Die Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser wird durch die geplante Busschnittstelle insge-
samt mit gering eingeschätzt.

2.1.2.4 Luft, Klima

Beschreibungen
Das Plangebiet kann zu dem trockenwarmen und wintermilden mitteldeutschen Binnenlandklima
gerechnet werden. Dieses wird durch eine mittlere Jahrestemperatur von 8 °C und eine mittlere
Niederschlagsmenge von 500 bis 550 mm gekennzeichnet. Dabei herrschen überwiegend Winde
aus westlicher Richtung vor.
Im Plangebiet selbst sind mit der Buswendeschleife und in der unmittelbaren Nachbarschaft mit
der Landesstraße, der Erschließungsstraße für den Parkplatz von Kaufland und die zahlreichen
Mitarbeiterparkplätze reichlich Verkehrsflächen unterschiedlicher Art vorhanden, auf denen Emis-
sionen anfallen.
Westlich grenzen große landwirtschaftliche Nutzflächen an. Hier kann es ggf. durch das Ausbrin-
gen von Gülle zu Geruchsimmissionen, oder im Rahmen der Ente zu Staubemissionen kommen.

Auswirkungen
Zu diesen vorhandenen, aus dem Fahrverkehr resultierenden Emissionen, die sich aufgrund der
gesetzlich vorgeschriebenen Abgasuntersuchungen der Fahrzeuge im zulässigen Rahmen bewe-
gen müssen, ist bisher nichts über den Anfall luftverunreinigender Stoffe bekannt.
Zu der abschließenden Frequentierung der Busschnittstelle liegen aktuell keine Angaben vor.

Ergebnis
Es sind keine oder nur sehr geringe Auswirkungen zu erwarten.

2.1.2.5 Wirkungsgefüge zwischen 2.1.2.1-2.1.2.4

Die nach den Vorgaben des BauGB (§§ 1a, 2 Abs. 4, 2a in Verbindung mit Anlage 1) zu betrach-
tenden Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wech-
selwirkungen aus Verlagerungseffekten und komplexe Wirkungszusammenhänge unter den
Schutzgütern zu betrachten.
Auch im vorliegenden Plangebiet bestehen Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern Pflan-
zen, Tiere, biologische Vielfalt, Boden, Wasser sowie Klima und Luft.

Die Planung und damit verbundene neue anthropogene Überprägung des Bodens wirkt sich ge-
ringfügig negativ auf die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt aus, da ein Entzug
von Lebensraum stattfindet.
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Die Lebensqualität für den Menschen und die Aufenthaltsqualität hängen entscheidend von den
Schutzgütern Klima, Luft und Pflanzen ab. Diese sind durch das Verkehrsaufkommen auf der L
190 und den benachbarten großflächigen Mitarbeiterparkplatz und die daraus resultierenden Emis-
sionen vorbelastet und laden nicht zu einem Aufenthalt ein. Zudem fehlt im Plangebiet eine gestal-
terische Qualität, um positiv auf die Lebensqualität einzuwirken.

2.1.2.6 Landschaft (Landschaftsbild, Erholung)

Die Bewertung des Landschaftsbildes kann sich nicht allein auf die engen Grenzen des Untersu-
chungsraumes beschränken, sondern muss weiter gefasst werden.
Die nur wenig gegliederte Hochebene um Pretzsch ist weithin sichtbar. Sehr bestimmend sind die
um Pretzsch vorhandenen Windenergieanlagen und die großflächigen Gewerbe- und Industriean-
siedlungen.
Ansonsten überwiegen großflächige, landwirtschaftliche und i. d. R. als Acker (Getreide, Mais, Rü-
ben) genutzte Flächen.
Der Nutzungswechsel ist als gering einzustufen. Als landschaftsgliedernde Elemente treten Baum-
reihen (überwiegend Obstbäume), Gebüsche und Hecken längs der Straßen und Feldwege auf.
Ortsnah finden sich kleine Feldgehölze und Gärten mit Baumbestand.
Die B 180, die L 190 und die BAB 9 bilden Trennlinien in der Landschaft. Hinzu kommt das groß-
räumige Gewerbegebiet Sachsen-Anhalt Süd mit hoher Versiegelung und einer sehr dominanten
Bebauung.
Die Landschaftsqualität in diesem Raum ist als ortsfern und somit als mäßig bedeutend einzustu-
fen.

Die Landschaftsbildbewertung dient als Grundlage für die Ermittlung der tatsächlichen Eignung
eines Landschaftsraumes zur landschaftsgebundenen Erholung. Diese unterscheidet sich insofern
von der Landschaftsbildqualität, als für die Erholungseignung neben den optisch wahrnehmbaren
auch die akustisch erfassbaren Landschaftskomponenten von Bedeutung sind.
Im Nahbereich der Planung werden keine Bereiche zur Erholung genutzt, da das Gebiet neben der
Landesstraße, der Bundesstraße und der Autobahn lediglich durch wenige Feldwege erschlossen
ist und  für die Erholung als stark verlärmt einzustufen ist. Die Erholungseignung beschränkt sich
also auf die unmittelbaren Ortsbereiche.

Auswirkungen:
Mit der geplanten Errichtung der Busschnittstelle finden nur geringfügige Veränderungen statt.
Eine grünordnersiche Einbindung der Schnittstelle in die Landschaft und damit eine Abschirmung
der Busschnittstelle zur freien Landschaft wird erfolgen. Damit wird diese kaum eine Auswirkung
haben.
Der Wirtschaftsweg (Pretzscher Weg) war ursprünglich komplett mit Kirschbäumen bestanden.
Davon sind leider nur noch wenige übrig. Bisher hat sich die Nachpflanzung wegen der inzwischen
verlegten Stromleitungen, teilweise Wasserleitung als nicht realisierbar gezeigt. Dies wird aus Sicht
der Gemeinde bedauert.

Ergebnis
Es sind keine bzw. nur sehr geringe Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten.
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2.1.2.7 Mensch (Gesundheit, Bevölkerung, Familien-/ Kinderfreundlichkeit)

Unter dem Schutzgut Mensch ist die Bevölkerung und vor allem die Wohnumfeldfaktoren mit Lärm,
Strahlung, visuellen Beeinträchtigungen sowie Erholungsfunktionen, Nahversorgung und Infra-
struktur zu betrachten.

Beschreibungen

Die Ortslage Pretzsch, ist hinsichtlich Immissionen und Emissionen bereits stark vorbelastet.
Die Bundesstraße B180 verläuft durch Pretzsch. Die Autobahn BAB 9 verläuft in einer Entfernung
von ca. 400 m an der Ortslage vorbei durch das Gemeindegebiet.
Hinzu kommen die Gewerbe- und Industriegebiete südlich der Ortslage und zahlreiche Windener-
gieanlagen. Im Ort befindet sich eine Stallanlage.
Die geplante Busschnittstelle liegt ca. 330 m südlich von der nächsten schutzbedürftigen Nutzung
(Wohnen) von der Ortslage Pretzsch entfernt. Die Bebauung ist als Mischbaufläche eingestuft. An
deren südlichem Rand ist ein Lärmschutzwall vorhanden, der diese gegen den Gewerbelärm ab-
schirmt.

Auswirkungen

Aufgrund der großen Entfernung der geplanten Busschnittstelle von der Ortslage und dem vorhan-
denen Lärmschutzwall sind keine Lärmimmissionen zu erwarten.
Die Busschnittstelle dient der Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur und der Mobilität im Burgen-
landkreis und dient damit auch der Verbesserung der Lebensverhältnisse.
Während der Bauphase kann es zu einer temporären Erhöhung der Emissionen durch Lärm, Staub
und Erschütterungen kommen. Diese beschränken sich jedoch auf den Tagzeitraum zw. 7.00 und
20.00 Uhr und gehen über den Rahmen einer allgemeinen Bautätigkeit nicht hinaus.

Ergebnis
Es sind keine Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch zu erwarten.

2.1.2.8 Kulturgüter und sonstige Sachgüter

Beschreibungen
Baudenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden. Im benachbarten B-Plangebiet befand sich ein
archäologisches Kulturdenkmal. Inwieweit dieses bis in die Flächen der Schnittstelle hinein ragt,
kann aktuell nicht eingeschätzt werden. Hinzu kommt, dass große Teile der Fläche bereits vorge-
prägt sind und im Süden eine alte, verfüllte Lehmgrube anschließt.
Als Sachgut ist im Gebiet die vorhandene Buswartehallt/ - unterstand zu nennen.

2.1.2.9 Wechselwirkungen der Schutzgüter

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig
in unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten und kom-
plexe Wirkungszusammenhänge unter den Schutzgütern zu betrachten. Die aus methodischen
Gründen auf Teilsegmente des Naturhaushaltes, die so genannten Schutzgüter, bezogenen Aus-
wirkungen betreffen also ein stark vernetztes komplexes Wirkungsgefüge.
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Die anthropogene Überprägung des Bodens wirkt sich nachhaltig auf die Schutzgüter Pflanzen,
Tiere und biologische Vielfalt, Boden aber auch auf das Schutzgut Wasser und ggf. gering auf die
Schutzgüter Klima und Luft aus.
Die zusätzliche Versieglung, auch wenn die Flächeninanspruchnahme im Vergleich zu den be-
nachbarten Nutzung nur gering ist, so bringt diese neue Beeinträchtigungen des Bodenwasser-
haushaltes.

2.1.2.10 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH) und Europäische Vogelschutzge-
biete

Im näheren Umfeld befinden sich keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europäi-
sche Vogelschutzgebiete.

2.1.2.11  Weitere Schutzgebiete

Im Geltungsbereich des B-Planes oder dessen Nahbereich sind keine Schutzgebiete (Wasser-
schutz, Naturschutz, Landschaftsschutz oder geschützte Biotope) vorhanden.

2.1.2.12 Zusammenfassende Bewertung

Das Plangebiet ist durch die vorhandene Nutzung und das Umfeld durch die gewerblich-industriel-
len Nutzungen stark überprägt und durch die benachbarten Verkehrswege vorbelastet.
Die Verbesserung der Mobilität dient der Allgemeinheit und

2.2. Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung und
Nichtdurchführung der Planung

Nichtdurchführung des Vorhabens
Bei Nichtdurchführung verbliebe die vorhandene Nutzung. Es gäbe keine Veränderung des Um-
weltzustandes.

Umsetzung des Vorhabens
Mit der Realisierung der Schnittstelle erfolgt eine veränderte Nutzung der Fläche und die zusätzli-
che Inanspruchnahme und damit Versiegelung von Grünflächen.
Daraus resultiert eine geringe Verschlechterung des Umweltzustandes durch die zusätzliche Ver-
siegelung.

2.2.2. Konfliktanalyse

2.2.2.1 Planungs-Prognose

Die Festsetzungen des Bebauungsplans führen dazu, dass bislang offene Bodenflächen versiegelt
werden können. Damit gehen der vollständige Verlust von Vegetationsbeständen, von wichtigen
Bodenfunktionen, eine Verminderung der Grundwasserneubildung einher.

Tiere und Pflanzen
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Auswirkungen auf diese Schutzgüter sind in Abhängigkeit von den geplanten Nutzungen und der
vorhandenen Habitatausstattung unterschiedlich. Im Allgemeinen sind erhebliche Beeinträchtigun-
gen in den Bereichen zu erwarten, in denen Bodenflächen vollständig überbaut werden und somit
als Lebensraum oder Brut- bzw. Nahrungsplatz für Pflanzen und Tiere verloren gehen.

Boden
Mit der Umsetzung des Bebauungsplans sind Eingriffe in den Boden verbunden. Der Versiege-
lungsgrad wird sich mit Umsetzung der aktuellen Planung erhöhen. Der Anteil der neu zu versie-
gelnden Flächen beträgt ca. 770 m².

Durch die Versiegelung wird nicht nur der Boden beseitigt, sondern auch dauerhaft der Lebens-
raum für Pflanzen und Tiere zerstört sowie die Versickerung und Rückhaltung des Oberflächen-
wassers vermindert und die Grundwasserneubildung verringert.
Diese Beeinträchtigungen werden im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsbewertung be-
rücksichtigt.
Bodenfunktionen verbessernde oder erhaltende Maßnahmen in der das Vorhaben umgebenden
Landschaft entstehen durch Anlage von linearen Feldgehölzen – hier  Anpflanzung einer Strauch-
hecke (Festsetzungen für Pflanzbindungen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern).

Wasser
Mit der Umsetzung des Bebauungsplans sind, da der Versiegelungsgrad in geringem Maß zuneh-
men wird, geringe Auswirkungen auf die Grundwasserneubildungsrate zu erwarten.
Eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers ist aufgrund der  Nähe zu einer Altlast-
verdachtsfläche nicht angezeigt.

Luft, Klima
Im Hinblick auf das Schutzgut sind kaum Auswirkungen zu erwarten. Auch wenn der Versiege-
lungsgrad zunehmen wird, werden die Auswirkungen auf das Klima oder die Luftqualität nicht er-
heblich sein. Es ist nicht davon auszugehen, dass Schwellenwerte erreicht oder überschritten wer-
den.

Landschaft
Das Landschaftsbild im Betrachtungsraum wird sich mit Umsetzung des Bebauungsplanes kaum
verändern. Aufgrund des bereits vorbelasteten Landschaftsbildes und der geringen Erholungseig-
nung wird eingeschätzt, dass das geplante Vorhaben nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen des
Landschaftsbildes führt.

Biologische Vielfalt
Diesbezüglich wird sich der Anteil an Vegetationsfläche geringfügig reduzieren. Veränderungen
Artenzusammensetzung sind bei Realisierung der Festsetzungen zum Artenschutz nicht zu erwar-
ten.

Mensch
Das Plangebiet befindet sich, wie bereits ausgeführt, im Randbereich eines Industrie- und Gewer-
bestandortes. Die geplante Schnittstelle ist weit entfernt von schutzbedürftigen Nutzungen und wird
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somit nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung der im Umfeld des Plangebiets vorhandenen
Nutzungen führen.
Von der Verbesserung der Anbindung des Nahverkehrs in alle größeren Städte des Burgenland-
kreises profitieren alle umliegenden Orte. Eine gute Verkehrsinfrastruktur erhöht die Attraktivität
der Region, verkürzt Wartezeiten und bringt einen „Zeitgewinn“.

Kultur- und Sachgüter
Das Archiv der Natur- und Kulturgeschichte wird im Bereich der Versiegelung je nach Tiefe des
Bodeneingriffs verändert (geologischer Schichtenaufbau). Auswirkungen auf die Kulturgeschichte
(Bodendenkmale oder archäologische Funde) sind noch mit dem Landesamt für Archäologie ab-
zustimmen.
Sachgüter sind nicht betroffen.

2.2.2.2 Status-quo-Prognose

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die neu zu versiegelnden Flächen weiter als Grünflä-
chen bzw. Gehölzflächen verbleiben.

2.3. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen
Auswirkungen

Die Belange des Umweltschutzes sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung der
Bauleitpläne und in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. Im Besonderen sind auf
der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. §
21 Abs. 1 BNatSchG die Beeinträchtigung von Natur und Landschaft durch die geplante Bebauung
des Standortes zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich zu
entwickeln.
Die Umsetzung des Bebauungsplans ist mit einem Eingriff in Natur und Landschaft verbunden,
auch wenn dieser aufgrund der Vorbelastung als gering eingestuft werden kann. Eingriffe sind zu
verzeichnen im Hinblick auf die Überbauung bislang unversiegelter Bodenflächen und auf die In-
anspruchnahme von Vegetationsflächen.

Die einzelnen Schritte der Vermeidung und Verringerung werden nachfolgend als zusammenge-
fasste Zielvorstellung und anschließend durch die auf die jeweiligen betroffenen Schutzgüter be-
zogene Maßnahmenbeschreibung konkretisiert.

Für das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind Vermeidungsmaßnahmen umzusetzen bzw. Hinweise
zu beachten, die sich aus gesetzlichen Vorgaben ableiten.
Bei notwendigen Gehölzrodungen sind die gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG unzulässigen Zeiten zu
beachten. Diese Vermeidungsmaßnahme dient vorrangig dem Artenschutz.

Aufgrund der Vorprägung des Plangebietes sind keine Maßnahmen zur Vermeidung oder Vermin-
derung von erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Wasser, Klima/Luft und Landschafts-
bild notwendig.
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Minimierung der Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden
„Die Versiegelung/Überbauung der Grundstücksflächen soll auf ein Minimum reduziert werden.
Das Ablagern/Zwischenlagern von Bodenaushub oder anderen Materialien auf Vegetationsflächen
ist zu vermeiden. Sollte es zu einer Zwischenlagerung von Mutterboden kommen, so ist dies vor-
rangig auf künftig versiegelten Flächen vorzunehmen.
Der Mutterboden ist zu sichern, d.h. vor Baubeginn ist dieser von den zu bebauenden Flächen
abzutragen und entsprechend zu lagern und einer Nutzung zuzuführen.
Anfallender Aushub soll soweit wie möglich und bei Nachweis der Geeignetheit einer Verwertung
wieder vor Ort zugeführt werden. Die einschlägigen Bestimmungen zur Deklaration (Anforderun-
gen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen-Technische Regeln – LAGA 20 i.d.F.v.
Nov. 2004 sind dabei zu beachten. Bei Verwertung außerhalb der Baumaßnahme sind die Best-
immungen des Bundesbodenschutzgesetzes v. 17.03.1998 (BBodSchG), veröffentlich im BGBI.
1998, Teil I Nr. 16 sowie andere geltende öffentlich-rechtliche Vorschriften vorrangig zu beachten.
Des Weiteren sind für den vor Ort wieder einzubauenden Bodenaushub die Vorschriften und Pflich-
ten nach §§ 2, 4, 6 und 7 BBodSchG zum Schutz der natürlichen Bodenfunktion, Bodenstrukturen
und Bodenfruchtbarkeit sowie nach § 12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BBodSchV) zu beachten.
Sollten organoleptische Auffälligkeiten (Geruch, Bodenfärbung) auftreten, ist umgehend die untere
Abfall- und Bodenschutzbehörde zu informieren.
Beschränkung des Befahrens bzw. des Technikeinsatzes während der Bauphase auf den eigent-
lichen Baubereich.
Weitestgehende Nutzung vorhandener Wegestrukturen während der Bauphase, vor allem wäh-
rend des Transportes von schweren Gütern, wie z.B. Bau- und Anlagenteile etc.

Minimierung der Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser
Die Flächenversiegelung ist auf das notwendige Maß zu reduzieren.
Baumaschinen sind regelmäßig auf austretende Schmierstoffe zu untersuchen.

Minimierung der Beeinträchtigung des Schutzgutes Klima und Luft
Einhaltung immissionsrechtlicher Vorschriften.

Minimierung der Beeinträchtigung des Schutzgutes Tiere und Pflanzen sowie Biodiversität
Einsatz artenschonender Beleuchtungstechnik (vor allem Schutz von Insektenarten) für neu zu
installierende Straßenbeleuchtungen, d.h. Bevorzugung von LED- bzw. Natriumdampflampen
(Hoch- oder Niederdruck) mit einem relativ engen Spektralbereich gegenüber Quecksilberdampf -
Hochdrucklampen oder Kompakt - Leuchtstofflampen mit breit gestreutem Spektralbereich.
Dichte Abdeckung vorhandener Gruben und Schächte zur Vermeidung des Hineinfallens von
Kleintieren, insbesondere von Kleinsäugern.

Minimierung der Beeinträchtigungen des Schutzgutes Landschaft
Minimierung der Flächen für die Baustelleneinrichtung.
Ordnungsgemäßes Abstellen von Ausrüstungen und Material, kein Verstellen von öffentlichen We-
gen und Zufahrten.

Minimierung der Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch, sowie Schutzgut sonstige
Kultur- und Sachgüter
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Einhaltung der zulässigen Emissionen gemäß TA Lärm während der Bauarbeiten.
Die Bestimmungen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Bau-
lärm) – Geräuschimmissionen v. 19.08.1990 sind einzuhalten (die Lärmimmissionsrichtwerte gel-
ten entsprechend Gebietseinstufung; die Nachtzeit gilt von 20 bis 7 Uhr). Im Rahmen des Bauvor-
habens ist die tägliche Bauzeit von 7 bis 19 Uhr zu begrenzen.
Einsatz geräuscharmer Baumaschinen entsprechend der gültigen Baumaschinenlärm-Verordnung
(15. BlmSchV).
Minimierung der Baustelle/Baustelleneinrichtung sowie vollständiger Rückbau der technischen
Baustelleneinrichtungen.
Unverzügliche Beseitigung von eventuellen Schäden an Straßen und sonstigen Sachgütern.
Einhaltung der o.g. Vorgehensweise beim Verdacht auf archäologische Funde.“(10)

Verminderungs- und Schutzmaßnahmen
Beeinträchtigungen während der Bauphase können durch ein optimiertes und diese Aspekte be-
rücksichtigendes Baustellenmanagement sowie durch strikte Einhaltung entsprechender Vorschrif-
ten vermindert werden.
In der Bauphase kann durch den sach- und fachgerechten Umgang mit wassergefährdenden Bau-
stoffen die Gefahr des Schadstoffeintrages in den Boden und in das Grundwasser vermindert wer-
den.
Durch Schutz- o de r  Minderungsmaßnahmen tragen dazu bei Auswirkungen zu unterbinden
bzw. diese abzumindern, so dass diese auf das Minimum reduziert werden.
Aktuell werden folgende Maßnahmen gesehen:

Schutzmaßnahme S 1: Individualschutz von Gehölzen, die an das Baufeld grenzen
 (während der Bauzeit)

· Im Rahmen der Bauarbeiten sind die Gehölzstrukturen, die an das Baufeld grenzen auf
der Grundlage der DIN 18920 gegen Befahrungen, Überdeckungen und sonstige Beein-
trächtigungen während der Bauzeit zu schützen.

· Erdarbeiten und die Wiederverwendung bzw. Entsorgung sind mit der unteren Abfall- und
Bodenschutzbehörde abzustimmen. Dies trifft insbesondere für die Bereiche mit Auffüllun-
gen innerhalb des aktuellen Zaunbereiches zu.

· Ansonsten ist abzutragender Oberboden getrennt aufzunehmen, zu lagern und bei Bedarf
wieder einer Nutzung zuzuführen.

· Minimierung der Flächeninanspruchnahme für die Baustelleneinrichtung und Begrenzung
des Baufeldes.

· Erforderliche Baumfällungen und Gehölzrodungen sind gemäß § 39 BNatSchG au-
ßerhalb des Zeitraumes vom 1. März bis 30. September durchzuführen.

· Festlegung der Bauzeit auf August bis März
· Schutz des Wurzelraumes der Bäume im unmittelbaren Baufeld durch Realisierung eines

Wurzelvorhangs während der Bauzeit.
· Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist der Mutterboden zu schützen und in nutzbarem Zu-

stand zu erhalten, zwischen zu lagern und an geeigneten Stellen wieder einzubauen. Die
getrennte Lagerung des Mutterbodens hat vorrangig auf solchen Flächen zu erfolgen, die
zur Versiegelung vorgesehen sind.

· Schutz des Bodens vor eindringenden Schadstoffen aus baulichen Anlagen, Ausrüstun-
gen, Fahrzeugen und sonstigen Geräten.
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Im Rahmen flankierender Gestaltungsmaßnahmen sind noch erkennbare Eingriffswirkungen, z.B.
auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen, Klima/Luft, Boden, Wasser, Landschaftsbild durch spezi-
fische Maßnahmen weiter zu minimieren. Die Kompensation dieser zusätzlichen Gestaltungs-
maßnahmen ist jedoch insgesamt nicht quantifizierbar.

Maßnahme G 1: Einsatz von artenschonender Beleuchtung

Einsatz artenschonender Beleuchtungstechnik (vor allem Schutz von Insektenarten) für neu zu
installierende Straßenbeleuchtungen, d.h. Bevorzugung von LED- bzw. Natriumdampflampen
(Hoch- oder Niederdruck) mit einem relativ engen Spektralbereich gegenüber Quecksilberdampf -
Hochdrucklampen oder Kompakt - Leuchtstofflampen mit breit gestreutem Spektralbereich.

Maßnahme G 2: Beseitigung von Kleintierfallen

Dichte Abdeckung vorhandener Gruben und Schächte zur Vermeidung des Hineinfallens von
Kleintieren, insbesondere von Kleinsäugern.

2.3.1. Maßnahmenkonzept der Eingriffsregelung

Der Schutz von Pflanzen und Tieren als Bestandteile des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und
historisch gewachsenen Artenvielfalt kann durch zahlreiche Festsetzungen zur Vermeidung, Ver-
ringerung und zum Ausgleich, der mit der Umsetzung des Bebauungsplanes verbundenen werden.
Umweltauswirkungen gemäß § 1 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 21 Abs. 1 BNatSchG erfolgen.

Hinweise und Maßnahmen zum Artenschutz werden mit Vorliegen des Artenschutzbeitrags in den
Entwurf des Bebauungsplans übernommen. Es erfolgen Festsetzung für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft VART1 - 4.
Innerhalb des Plangebietes werden im Vorentwurf Maßnahmen (Flächen mit Pflanzgeboten und
Erhaltungsgeboten) festgesetzt, die dem Ausgleich von Eingriffen und dem naturschutzfachlichen
Ausgleich dienen.

Eingriffs-Ausgleich-Bilanzierung
Die rechnerische Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist nach dem Bewertungsmodell für Sachsen-
Anhalt erfolgt.

2.4. In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten

Im Vorfeld der Planung wurde nach einem geeigneten Standort im Burgenlandkreis für das Vorha-
ben gesucht. Der Standort ist bereits das optimale Ergebnis. Bei der Standortauswahl waren Ver-
kehrsanbindungen sowie optimale Fahrzeiten ausschlaggebend. Daher kann im Rahmen des B-
Planverfahrens eine Variantenuntersuchung entfallen.

3. Zusätzliche Angaben

3.1. Merkmale der verwendeten Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten

3.1.1. Methodik
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Mit Beginn der Planaufstellung erfolgt im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1
BauGB die Abfrage hinsichtlich des Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung.
Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft wurden die Schutzgüter er-
fasst und bewertet. Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde auf der Grundlage des Modells
Sachsen-Anhalts vorgenommen.

3.1.2. Hinweise auf Schwierigkeiten

Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen sind aktuell nicht absehbar.
Es liegen bereits eine ganze Reihe wichtiger umweltbezogener und für das Vorhaben relevanter
Informationen vor, die es erlauben, eine erste Einschätzung der zu erwartenden Umweltfolgen vor-
zunehmen. Im Rahmen des weiteren B-Planverfahrens ist der Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung ggf. weiter zu vertiefen.

3.2. Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen

Hier gibt es aktuell keine Festlegungen.

3.2.1. Absicherung der Maßnahmen

Hier gibt es aktuell keine Festlegungen.

3.2.1. Monitoringkonzept

Nach § 4 c BauGB obliegt es den Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund
der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen, um insbesondere unvorhersehbare
nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen
zur Abhilfe zu ergreifen.
Entsprechend § 4 (3) BauGB haben die Behörden nach Abschluss des Verfahrens die Gemeinden
zu unterrichten, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchführung des Bauleit-
planes erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Aktuell gibt es noch keine Festlegungen zu einem Monitoring.
„Gemäß § 4c BauGB ist der Vorhabensträger verpflichtet, ebenfalls Festlegungen über das
durchzuführende Monitoring zum jeweiligen Planvorhaben zu treffen. Das Monitoring dient der
frühzeitigen Ermittlung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen in Verbindung mit dem re-
alisierten Vorhaben sowie in Verbindung mit den umgesetzten Kompensationsmaßnahmen. Das
betrifft insbesondere:

1. Die Überwachung des fachgerechten Planvollzuges nach den Vorgaben des B-Planes.

2. Der Vollzug der Umsetzung der Vermeidungs-, Verminderungs- und Kompensationsmaß-
nahmen ist der unteren Naturschutzbehörde beim Landratsamt anzuzeigen und durch
diese Abnehmen zu lassen. Der Ausführungszeitraum wird auf 2 Jahre nach Baubeginn
festgelegt.
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3. Regelmäßige Kontrollen von Pflanzflächen im Rahmen der festgelegten Entwicklungs-
pflege sowie Endabnahme der Kompensationsmaßnahmen durch die Untere Naturschutz-
behörde.

4. Beim Auftreten unvorhergesehener nachteiliger Umweltbeeinflussungen hat der Investor
bzw. die Stadt Weißenfels als Planungsträger in Zusammenarbeit mit dem Landratsamt
umgehend Maßnahmen zur Konfliktlösungen einzuleiten.“

3.3. Allgemein verständliche Zusammenfassung

Die Gemeinde Meineweh führt das Verfahren zum B-Plan Nr. 9 „Schnittstelle“ um die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zur Umsetzung des Nahverkehrskonzeptes des Burgenlandkreises
zu schaffen,  welches bis Mitte 2020 in Betrieb gehen soll. Dazu gehört als Infrastrukturmaßnahme
die Realisierung der Busschnittstelle am Standort. Diese ermöglicht es künftig in alle Richtungen
mit optimierten Umsteigezeiten das Busnetz zu nutzen und macht es damit attraktiver und benut-
zerfreundlich. Die Schnittstelle soll von bis zu 7 Linienbussen gleichzeitig angefahren werden kön-
nen. Am geplanten Standort sind bereits eine Wendeschleife und eine Bushaltestelle vorhanden,
die mit in die Schnittstelle eingebunden werden.

Für die Schnittstelle gibt es bereits eine Vorplanung, welche den Festsetzungen des B-Planes zu-
grunde liegt. Damit ist es möglich die Festsetzungen auch hinsichtlich der benötigten Flächen sehr
genau zu treffen.

Aktuell liegen ein Grünordnerisches Konzept und ein Artenschutzfachbeitrag vor. Aus diesen Fach-
planungen resultieren erste Festsetzungen.

Die aktuelle Eingriffsbilanzierung zeigt, dass der Eingriff innerhalb des Gebietes nicht ausgeglichen
werden kann. Eine geeignete Ersatzmaßnahme zum Ausgleich des noch offenen Defizites wird
aktuell gesucht.

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand wird eingeschätzt, dass bei Einhaltung der Vorgaben aus dem
Artenschutzfachbeitrag und bei Ausgleich des ermittelten Defizites für die Eingriffe in Natur und
Landschaft keine erheblichen Umweltauswirkungen durch das geplante Vorhaben zu erwarten
sind.
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